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Vorwort

„Inklusives Aufwach(s)en in Kinder-
tagesstätten, Schulen und offener
Kinder- und Jugendarbeit“ war der
Titel einer ganztägigen Fachveran-
staltung am 5. März 2010 in Mün-
chen.

Als Veranstalter dieses Fachtags
konnte der Behindertenbeirat der
Landeshauptstadt München schon
im Vorfeld feststellen, dass die Wahl
dieses Themas auf sehr hohe Reso-
nanz stieß: schnell war die Anmelde-
kapazität von 280 TeilnehmerInnen
erreicht, mehr passten nicht ins
DGB-Haus München, leider mussten
dadurch einigen Personen Absagen
erteilt werden. 

Auch für diejenigen ist diese Doku-
mentation gedacht, damit sie die
Chance haben, die Ergebnisse der
Fachveranstaltung zu erfahren. Es
stellte sich heraus, dass die Notwen-
digkeit der Inklusion allgegenwärtig
auf den verschiedensten Aktions-
ebenen anerkannt wird. 

Der Fachtag hatte deshalb zahlreiche
Fachleute aus Theorie und Praxis
eingeladen, um über gelungene
Konzepte zu informieren, aber auch
um den Blick für Defizite und Hand-
lungsbedarfe zu schärfen. Gemein-
sam mit zahlreichen Mitwirkenden
aus den Reihen verschiedener Ver-
eine, städtischer Referate, öffentli-

cher und freier Trägern, Eltern und
Betroffen wurden in den zwölf Work-
shops neue Lösungsansätze zur
Umsetzung der Inklusion erörtert. 

Mit der vorliegenden Dokumenta-
tion wird versucht, die Fragestellun-
gen und Ergebnisse der Beteiligten
in einer Weise wiederzugeben, die
dem Charakter der Tagung gerecht
wird.

Mögen die hier festgehaltenen Er-
gebnisse maßgeblich dazu beitra-
gen, dass die drei diskutierten
Lebensbereiche von Kindern und
Jugendlichen: Kindertagesbetreu-
ung, Schule und der Bereich der 
offenen Kinder- und Jugendarbeit
sich mehr und mehr einer inklusiven
Kultur öffnen und diese täglich mit
neuen Ideen und Impulsen berei-
chern!

Entscheidend wird es aber vor allem
sein, wie die neuen Erkenntnisse in
der Praxis umzusetzen sind. Dafür
braucht es viel Mut, Neugierde und
oft eine Menge Durchhaltevermö-
gen. Möge der erfolgreiche Verlauf
der Fachtagung ein gutes Omen für
gelungene Inklusion in München
werden!

Allen Mitwirkenden sei auch auf die-
sem Wege herzlich für ihr Engage-
ment gedankt, denn nur unter der
Beteiligung Vieler, können solche
Projekte funktionieren, gelingen und
wirken.

Das Zusammenarbeiten mit allen
Beteiligten mit oder ohne Behinde-
rungen ist aus unserer Sicht ein gu-
tes Beispiel für gelungene Inklusion.
Herzliche Grüße 

Heinz Karrer
Vorsitzender des Behindertenbeirats
der Landeshauptstadt München
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Grußwort

Liebe Mitglieder des Behinderten-
beirats, meine sehr geehrten 
Damen und Herren,

Sie greifen heute eines der wichtig-
sten Themen für junge Behinderte
auf: 

Wie können vorhandene Hürden
und Grenzen überwunden werden?
In den öffentlichen Institutionen gibt
es dabei vielerlei Handlungsbedarf.
Zugleich stellt sich die Frage, ob In-
klusion als grundsätzlicher Paradig-
menwechsel tatsächlich immer
teurer ist als unser derzeit im we-
sentlichen exklusiv agierendes 
System. 

Die Kosten für Förderschulen und
deren Folgen, die Kosten früher und
schneller Exklusion in unserem
Schulsystem werden zwar nicht un-
mittelbar deutlich, zeigen aber in
den Lebensbiographien der Betrof-
fenen - allzu vieler Betroffener -
deutliche Folgen, die sich wiederum
in den öffentlichen Sozialsystemen
niederschlagen.

Zugleich vermindert sie die Lebens-
qualität nicht nur der Betroffenen
und ihres persönlichen Umfeldes,
das darunter ein Leben lang ebenso
zu leiden hat.

Inklusion ist damit ein Ansatz, ein-
fach menschlich zu denken und zu
handeln - was aber schon immer 
am schwersten war.

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen
und uns allen viele gute Gedanken
und Schritte in eine Zukunft unter
der Teilhabe aller!"

Christian Müller
Stadtrat
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Grußwort

Sehr geehrte Damen
und Herren,

behindert ist man nicht, behindert
wird man! So alt dieser Spruch sein
mag, so richtig ist er nach wie vor.
Im Schulbereich wird man etwa be-
hindert durch den faktischen Aus-
schluss aus der Regelschule. Die
Regelschule für behinderte Kinder in
Deutschland und auch in Bayern ist
die Förderschule, welche fast alle
Schülerinnen und Schüler mit son-
derpädagogischem Förderbedarf be-
suchen. 

Dies geschieht, obwohl in Bayern
laut dem Bayerischen Gesetz über
das Erziehungs- und Unterrichtswe-
sen (BayEUG) eigentlich der Grund-
satz der Regelbeschulung auch
behinderter Kinder gilt: „Die sonder-
pädagogische Förderung ist im Rah-
men ihrer Möglichkeiten Aufgabe
aller Schulen“ (Art. 2 Abs. 1 Satz 2
BayEUG). 

Nur etwa 11.500 Schülerinnen und
Schüler mit sonderpädagogischem
Förderbedarf von ca. 1,2 Millionen
Vollzeitschulpflichtigen (und etwa
1,9 Millionen Schüler/innen insge-
samt) werden an Regelschulen un-
terrichtet. Diesen gegenüber stehen
ca. 60.000 (= 5%) Schülerinnen und
Schüler an Förderschulen und ca.
16.000 an Förderberufsschulen. Nur
etwa jede/r Hundertste Vollzeitschul-
pflichtige und nur etwa jede/r siebte
Schüler/in mit sonderpädagogischem

Förderbedarf besucht eine Regel-
schule. Dies muss sich ändern, weil
die Teilhabe am „normalen“ gesell-
schaftlichen Leben ein Grundrecht
ist!

Aber warum besuchen so wenig
Schülerinnen und Schüler mit Be-
hinderung die Regelschulen?
Dies liegt zum Einen daran, dass die
Förderschulen sehr gut mit bedarfs-
gerechten Angeboten ausgestattet
sind, z.B. kleineren Klassen, geregel-
ten und abgestimmten Fahrdiensten
und den medizinisch-therapeutischen
Angeboten. 

Zum Anderen sind Regelschulen
häufig nicht barrierefrei, haben
große Klassen und zumeist kein zu-
sätzliches pädagogisches Personal
(etwa Heilpädagogen), besitzen aber
auch kaum Erfahrung im Umgang
mit behinderten Kindern und Jugend-
lichen. 

Zudem haben Eltern von Schülerin-
nen und Schülern mit Behinderung
häufig schon resigniert im Kampf
mit verschiedenen Behörden und In-
stitutionen und wählen den Weg des
geringsten Widerstands, also die
Förderschule. Eltern nichtbehinder-
ter Kinder dagegen haben ange-
sichts zu großer Klassen mit immer
mehr Erziehungsproblemen oft
Angst um die Lernfortschritte der 
eigenen Sprösslinge.

Das Haupthindernis (behinderten-)
inklusiver Beschulung stellt jedoch
die Schulfinanzierung dar. Die Schul-
träger (staatliche, kommunale und
private) erhalten eine zu geringe
Ressourcenausstattung durch den
Freistaat. Das Schulfinanzierungsge-
setz muss nicht nur in dieser Hin-
sicht dringend angepasst werden!

Zuletzt sei noch auf ein Haupthinder-
nis der Behinderteninklusion hinge-

Monika Monat,
Schulreferat



wiesen – sowohl im schulischen als
auch im außerschulischen Kontext.
Es herrscht ein gigantisches Kompe-
tenzgestrüpp, innerhalb dessen sich 
die Betroffenen bzw. ihre Eltern be-
wegen müssen. Verschiedene Zu-
ständigkeiten unterschiedlicher
Behörden und kommunaler Ebenen,
die sich ständig gegenseitig die –
v.a. finanzielle – Verantwortung zu-
schieben, zermürben Menschen mit
Behinderungen sowie ihre Angehö-
rigen. 

Die Schaffung einer zentralen Bewil-
ligungsstelle für alle Ansprüche ge-
genüber der öffentlichen Hand und
den Sozialversicherungen (die ja
dann untereinander klären können,
wer welchen Anteil bezahlen muss)
mit einem/r einzigen Ansprechpart-
ner/in sowie die Einführung von
Ombudsleuten als Interessenvertre-
ter der Behinderten würde das öf-
fentlich so gerne bekundete Grund-
anliegen der Behinderteninklusion
sehr viel weiter voranbringen. Bay-
ern ist hier Entwicklungsland.

Monika Monat, Schulreferat

Sehr geehrte Damen
und Herren,
liebe Kolleginnen und
Kollegen,

ich freue mich sehr, Sie heute hier
begrüßen zu dürfen und möchte Ih-
nen gleichzeitig auch die besten
Grüße von Dr. Kurz-Adam, der Leite-
rin des Stadtjugendamtes übermit-
teln.

Als Stadtjugendamt bemühen wir
uns, unsere Angebote so zu gestal-
ten, dass sie für alle Kinder, Jugend-
liche und deren Familien gleicher-
maßen erreichbar, erkennbar und
benutzbar sind.

In der Praxis stehen dem jedoch 
verschiedene soziokulturelle Exklusi-
onsrisiken entgegen. Diese bedin-
gen sich (teilweise) gegenseitig 
und sind unter anderem Geschlecht,
Herkunft (Migration), Behinderung, 
Sexuelle Identität, aber auch das
Fehlen von Netzwerken und die 
Fähigkeit diese zu knüpfen.

Die UN Behindertenrechtskonven-
tion, das Übereinkommen und das
Zusatzprotokoll wurden am 13. De-
zember 2006 am Sitz der Vereinten
Nationen in New York verabschiedet. 

Zwei Jahre nach der Unterzeichnung
trat am 26. März 2009 die UN-Behin-
dertenrechtskonvention auch in
Deutschland in Kraft. Darüber wird
Frau Prof. Dr. Jutta Schöler referie-
ren. Aber lassen Sie uns nicht ver-
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gessen, dass wir in diesem Jahr
auch 20 Jahre UN Kinderrechte fei-
ern. Hier möchte ich vor allem auf
die Rechte Nr. 10, Recht auf Betreu-
ung bei Behinderung und auf das
Recht Nr.4, das Recht auf (inklusive)
Bildung und Ausbildung hinweisen.
Das sind die rechtlichen Rahmenbe-
dingungen die weltweit geschaffen
wurden, um Chancengleichheit zu
garantieren. 

Aber auch auf kommunaler Ebene
können und möchten wir uns der
Verantwortung nicht entziehen, Teil-
habe für alle Kinder und Jugendli-
che und ihren Familien zu gewähr-
leisten.

Das Stadtjugendamt engagiert sich
schon seit vielen Jahren in vielfältig-
ster Weise mit den Ressourcen und
Bedürfnissen der Zielgruppen Mäd-
chen und Jungen, mit und ohne Mi-
grationshintergrund und mit und
ohne Behinderung. Es wurden Leitli-
nien im Rahmen der Kommunalen
Kinder- und Jugendplanung für alle
Querschnittsthemen erarbeitet und
vor allem die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der Basis setzen diese
Leitlinien in vielen Angeboten und
Maßnahmen sehr aktiv um.

Die Leitlinien für die Arbeit mit Kin-
dern und Jugendlichen mit und
ohne Behinderung wurden im Rah-
men der Kommunalen Kinder- und
Jugendplanung der Landeshaupt-
stadt München erstellt und am 19.
September vom Kinder- und Jugend-
hilfeausschuss verabschiedet. Es
sind bundesweit die ersten und –
leider! - meines Wissens immer
noch die einzigen Leitlinien dieser
Art.

Um unserem eigenen Anspruch an
Barrierefreiheit zu genügen, haben
wir die Leitlinien nach und nach in 

verschieden Versionen „übersetzt“:
es gibt sie zwischenzeitlich sowohl
in Standardsprache, als auch in ein-
facher (leichter) Sprache, als Hör-
buch (beide Fassungen) und die
einfache Sprache konnte sogar in
Braille Schrift verfasst werden.

Parallel zur Entstehung der Leitlinien
wurden einige Modellprojekte in
München in Kooperation mit ver-
schiedenen freien Trägern der Ju-
gendhilfe durchgeführt. Da war die
Erfahrung durchweg positiv und die
Rückmeldung war, dass Kinder mit
und ohne Behinderung sich wech-
selseitig als kompetent erfahren und
viel voneinander lernen konnten. 

Aber vor allem die Umsetzung der
Inklusion in unserer täglichen Arbeit
ist uns ein großes Anliegen: seit Ok-
tober 2009 ist im Jugendamt bei
den stadteigenen Ferienanbietern
ein Pilotprojekt zum Inklusionspro-
zess gestartet. Nach der Evaluation
dieser Ergebnisse werden andere
Abteilungen/Produktteams den In-
klusionsprozess beginnen. Auch die-
ser Prozess findet unter wissenschaft-
licher Begleitung der Forschungs-
werkstatt Landshut, unter der Lei-
tung von Herr Prof. Dr. Dannnenbeck
statt. 

Die gesamten Ferien- und Betreu-
ungsangebote des Stadtjugendam-
tes ermöglichen Inklusion und
Integration. Ziel ist es allen jungen
Menschen unabhängig von Ge-
schlecht, Behinderung, Religion, Mi-
gration, sexueller Selbstbestimmung
eine Teilnahme an den Projekten der
Ferienmaßnahmen zu ermöglichen
und auf die vielfältigen Bedürfnisse
einzugehen. 

Die Projekte der Ferienangebote
sind Bestandteil des Prozesses und 
der Zielerreichung einer inklusiven 
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Gesellschaft. Die jungen Menschen
erleben Vielfalt, können Berührungs-
ängste spielerisch abbauen, Gemein-
samkeiten trotz Differenz entdecken
und somit Differenz und Vielfalt sub-
jektiv anerkennen und wertschätzen.
Aber auch die Städtischen Kinder-
krippen stehen der Aufnahme von
behinderten oder von Behinderung
bedrohten Kindern seit nunmehr 
15 Jahren sehr offen gegenüber. 

Die Unterschiedlichkeit wird als
Chance und Bereicherung für alle
gesehen. Es gibt derzeit vier integra-
tive Kinderkrippen, neben der Auf-
nahme in einer der Integrativen
Kinderkrippen ist Einzelintegration
grundsätzlich in jeder städtischen
Kinderkrippe möglich. Im Jahre
2007 wurde das Projekt QUINK
(Qualitätsstandards in integrativen
Kinderkrippen der LHM) durchge-
führt und in den Jahren danach die
Ergebnisse dieses wissenschaftli-
chen Begleitforschungsprojektes in
den Einrichtungen implementiert.

Das sind nur einige Beispiele aus
unserer Arbeit. Uns war und ist bei
allen Arbeitsschritten immer wichtig,
die Begriffe Inklusion, Teilhabe, Bei-
tragen, Barrierefreiheit etc. so mit
Leben zu füllen, dass in unseren An-
geboten jegliche Ausgrenzung ver-
mieden wird und dass allen Kindern
und Jugendlichen die Chance auf
Teilhabe ermöglicht wird, unabhän-
gig von ihrem Geschlecht, ihrer se-
xuellen Identität, ihrer kulturellen
und sozialen Herkunft, ihren Schwä-
chen, Stärken und Fähigkeiten. 

Das kann nur gelingen, wenn alle
bereit sind, ein Umdenken und eine
neue Geisteshaltung zu wagen.
Wenn alle bereit sind, die verschie-
denen Bedürfnisse, Interessen und 
Fähigkeiten der Kinder und Jugend-
lichen zu erkennen, anzuerkennen
und zu berücksichtigen. 

Wenn alle Beteiligten bereit sind,
täglich aufs Neue reflexiv zu arbei-
ten, dann besteht die berechtigte 
Hoffnung, dass alle Kinder und Ju-
gendliche, ob mit oder ohne Behin-
derung, die Unterstützung bekom-
men, die sie benötigen. 

In diesem Sinne wünschen wir der
Fachveranstaltung viel Erfolg und
gutes Gelingen.

Für die Umsetzung der neu erworbe-
nen Kenntnisse über inklusives Auf-
wachsen und inklusive Bildung
wünschen wir uns neugierige Kin-
der, mutige Erwachsene und enga-
gierte Fachkräfte! 

Stefanie Krüger,
stellvertretende Leitung 
Stadtjugendamt
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Hauptvortrag

Inklusion - (k)ein

neues Modewort!?  

Die Wirkungen der UN-Konven-
tion für die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen auf
die Bildung aller Kinder 

(nach dem Vortrag überarbeitete
Textfassung)

Die UN-Konvention für die Rechte
von Menschen mit Behinderungen
regelt viele Lebensbereiche von
Menschen mit Behinderung, das
Recht auf selbstbestimmtes Woh-
nen, das Recht auf Unterstützung
am Arbeitsplatz und vieles mehr. 

Ich werde in meinem Vortrag heute –
entsprechend dem Thema dieses Ta-
ges – nur auf den Artikel 24, Absatz
1 eingehen, der sich auf die Bildung
bezieht.
„Die Vertragsstaaten anerkennen
das Recht behinderter Menschen auf
Bildung. Um die Verwirklichung die-
ses Rechtes ohne Diskriminierung
auf der Grundlage der Chancen-
gleichheit zu erreichen, gewährlei-

sten die Vertragsstaaten ein integra-
tives Bildungssystem auf allen Ebe-
nen und lebenslange Fortbildung.“
siehe: http://www2.institut-fuer-men-
schenrechte.de

In den Originalsprachen der UN
wird durchgängig der Begriff „inclu-
sion“ im Vertragstext benutzt und
auch in Abgrenzung zum Begriff 
„integration“ definiert. Die deutsch-
sprachigen Länder haben sich bei
der Übersetzung auf den Begriff 
„Integration“ geeinigt. Zu dieser 
begrifflichen Problematik siehe die
Schattenübersetzung:
http://www.netzwerk-artikel-3.de

Worin besteht der Unterschied in
der Bedeutung der beiden Begriffe
„Integration“ und „Inklusion“ für
die Rechte von Menschen mit Behin-
derung?

Wir sprechen von Integration, wenn
zusammen geführt wird, was zuvor
getrennt war. Es ist z. B. richtig von
der Integration von Kindern nicht-
deutscher Muttersprache in Kinder-
garten und Schule zu sprechen.
Andererseits: Kinder mit einer Lern-
schwierigkeit, oder einer psychi-
schen Erkrankung, Kinder mit einer
Hör- oder Sehschädigung oder einer
körperlichen oder geistigen Beein-
trächtigung sind ein Teil dieser Ge-
sellschaft. 

Sie sind hier in Deutschland in eine
Familie hineingeboren, hoffentlich
von Mutter und Vater, den Großel-
tern und den Freunden der Eltern
mit vielen Hoffnungen erwartet. In
dem Augenblick, in dem dann davon
gesprochen wird, dass dieses Kind
irgendwie nicht normal sei, begin-
nen die Gedanken der Aussonde-
rung. Wenn wir in Deutschland
davon sprechen, dass diese „nicht
normalen“ Kinder integriert werden
sollen, bedeutet dies, dass sie zuvor
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ausgesondert wurden, zumindest in
den Gedanken und mit dem profes-
sionellen Handeln der meisten Fach-
leute. 

Wir leben in Deutschland in einer
Gesellschaft, in der es noch als Nor-
malität akzeptiert wird, (von der
Mehrheit, nicht mehr von allen Men-
schen), dass Kinder bereits vor dem
Eintritt in die Schule nach ihren Fä-
higkeiten oder nach besonderen
Lernbedürfnissen sortiert werden.
Manche Kinder werden nicht einmal
im Kindergarten ihres Wohnortes 
akzeptiert. Sobald ein Entwicklungs-
problem festgestellt wird, beginnt
das Debattieren: „Gehört dieses
Kind an einen anderen Ort als in 
den Kindergarten oder in die Schule,
welche von den Geschwister- oder
Nachbarskindern besucht wird?“ 
Inklusion bedeutet: Alle Menschen
haben das uneingeschränkte Recht,
dabei zu sein – inkludiert in dieser
Gesellschaft. 

Es ist keine Frage mehr: Auch das
Kind mit besonderen Lernbedürfnis-
sen hat das uneingeschränkte Recht,
denselben Kindergarten, dieselbe
Schule zu besuchen wie Geschwi-
ster- oder Nachbarkinder. 

Mit der Diagnose einer besonderen
Lebenssituation erhalten die Eltern
die Gewissheit: alle Maßnahmen
der Frühförderung, der besonderen
Unterstützung führen in die Gesell-
schaft, wie sie ist; – ohne „sonder-
pädagogische Passierscheinver-
fahren“, mit denen die Eltern Befra-
gungen ausgesetzt sind, von denen
sie nicht wissen, ob ihre Antworten
dafür genutzt werden, die angebli-
che Notwendigkeit von Sonderkin-
dergarten oder Sonderschule zu
begründen.

Der bayerische Staatsminister für
Unterricht und Kultus, Ludwig Spa-

enle hat angekündigt, der Eltern-
wille bei der Wahl der Schule von
Kindern und Jugendlichen mit Be-
hinderung, solle gestärkt werden.
Wie vielen Menschen in Deutsch-
land ist bewusst, dass derzeit gegen

den Willen der Eltern Kinder in Son-
derkindergärten oder auf Sonder-
schulen verwiesen werden können?  

Mit der Verabschiedung des Geset-
zes zur Übernahme der UN-Konven-
tion im Dezember 2008 hat der
deutsche Bundestag die UN-Kon-
vention übernommen;  dieses ist
fast auf den Tag genau seit einem
Jahr gültiges Recht in Deutschland.
Unabhängig davon, ob der deutsche
Text den Begriff „Integration“ oder
„Inklusion“ verwendet, rechtsgültig
ist die Wortbedeutung in den Ver-
tragssprachen der UN. 

Damit ist es nicht mehr zulässig,
dass das einzelne Kind per „Passier-
schein“ nach einem komplizierten
Antragsverfahren als „Sonderfall“ 
in die Bildungseinrichtungen des
Wohnortes aufgenommen wird –
oder auch nicht, sondern: Ange-
strebt wird eine Gesellschaft, in der
am Beginn einer erkannten Entwick-
lungsstörung gefragt wird: Welche
besondere Unterstützung, welche
ausgleichenden Maßnahmen
braucht dieser Mensch, damit er in-
mitten dieser Gesellschaft seine Le-
bensform entwickeln und seine
Rechte als Bürger in einer Gemein-
schaft autonom vertreten kann? 

Diese veränderte Sichtweise bedeu-
tet eine große Erleichterung für alle,
die von der Geburt eines Kindes an
die Eltern beraten und begleiten.
Therapeuten, Erzieherinnen in den
Kindertagesstätten oder Tagesmütter
stehen nicht mehr unter dem Druck,
bis zum Einschulungstermin dieses
Kind so weit gebracht zu haben,
dass es die „normalen“ Erwartun-
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gen der Schule erfüllt. Sondern: Je-
der Kindergarten, jede Schule muss
sich darauf einrichten und diese Kin-
der willkommen heißen: Die Kinder,
die nach einer Frühgeburt oder einer
schwerwiegenden Erkrankung viel
nachzuholen haben. 

Auch die Kinder, die von Pflege-
oder Adoptiveltern in ihrer Familie
aufgenommen wurden und auf-
grund von Alkoholmissbrauch der
leiblichen Mutter oder aufgrund ei-
nes langen Heimaufenthaltes in ih-
rer Entwicklung stark verzögert und
beeinträchtigt sind. Der Kindergar-
ten und die Schule des Wohnortes
müssen sich künftig darauf vorberei-
ten, jedes Kind so zu akzeptieren,
wie es ist. 

In den Leitlinien des Stadtjugend-
amtes der Stadt München ist das
Ziel klar formuliert: „Inklusion be-
deutet, dass sozialpädagogisches
Handeln auf gruppenspezifische
Aussonderung verzichtet. Die Hete-
rogenität von Kindern und Jugendli-
chen wird als pädagogische Chance
begriffen, voneinander und mitein-
ander zu lernen.“ (Leitlinien S. 16)
Dieses unterschiedliche Verständnis
von Integration/Inklusion möchte
ich für die Schule an einem Beispiel
deutlich machen:
Charlotte kann wegen einer spasti-
schen Behinderung nicht laufen. Sie
ist in der Motorik der Hände stark
eingeschränkt. Sie kann normal hö-
ren, sehen und sprechen. Sie ist ein
fröhliches, selbstbewusstes Mäd-
chen. Gemeinsam mit ihren Nach-
barkindern hat sie am Wohnort
einen Integrationskindergarten be-
sucht und die Eltern haben sehr
rechtzeitig am Wohnort den Antrag
gestellt, dass sie dort auch weiter in
die Schule gehen kann. Mit einem
Schreiben des Schulamtes, unmittel-
bar vor Beginn des Schuljahres, er-
hielt die Familie die Zuweisung von

Charlotte zu einer ca. 30 km vom
Wohnort entfernten Körperbehinder-
ten-Sonderschule. Nachdem der Wi-
derspruch der Eltern beim Schulamt
eingegangen war, fragte der zustän-
dige Schulrat zwei Tage später tele-
fonisch bei der Mutter nach, ob sie
den Widerspruch zurücknehmen
würde, wenn das Mädchen zwar
nicht in die Grundschule am Wohn-
ort jedoch in die nächste, ca. 5 km
entfernte Grundschule gehen könne.
– Im Nachbardorf ist Charlotte jetzt
„einzeln integriert“. 

Zu Beginn musste die Integrations-
helferin Charlotte die drei Stufen zu
den Klassenräumen tragen. Inzwi-
schen ist eine Rampe von außen an
die Schule angebaut worden. Char-
lotte fährt selbstbewusst mit ihrem
Elektrorollstuhl durch die Schule. 

Bei dem sowieso anstehenden Neu-
bau einer Toilette für die Nachmit-
tagsbetreuung wurde berücksichtigt,
dass diese Toilette rollstuhlgerecht
ist. Von diesen Umbauten profitieren
inzwischen etliche Erwachsene, die
bei einer Wahl oder einer öffentli-
chen Veranstaltung die Schulräume
nutzen. Diese Umbauten haben
etwa so viel gekostet wie ein Jahr
Spezialtransport von Charlotte in die
Körperbehindertenschule. 

Der größte Klassenraum der Schule
erhielt eine Zwischenwand mit einer
Glasscheibe. So besteht für Char-
lotte die Möglichkeit, sich etwas zu-
rückzuziehen oder mit der Sonderpä-
dagogin im Einzelunterricht oder mit
einer kleinen Gruppe zu arbeiten.
Zumeist nimmt Charlotte am gemein-
samen Unterricht in der Klasse teil.
Charlotte ist ein Beispiel für die Ein-

zelintegration eines Kindes mit ei-
ner körperlichen Behinderung – ein
bisher überwiegend positives Bei-
spiel – und dennoch beschämend.
Ohne den erbitterten Widerstand der
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Eltern wäre Charlotte in eine Körper-
behinderten-Sonderschule ausge-
sondert worden. 

Sie würde jeden Morgen mit einem
Spezialtransport abgeholt und am
Nachmittag nach Hause gebracht –
wie so viele körper- oder sinnesge-
schädigte Kinder oder die Kinder,
die zu lern- oder geistigbehinderten
erklärt wurden. Am Wohnort würde
sich dann die Leitung einer Freizeit-
einrichtung vielleicht den Kopf zer-
brechen, wie so ein Kind wenigstens
in der Freizeit integriert werden
könnte, obwohl die anderen am
Wohnort dieses Kind kaum kennen.
Charlotte wird jetzt von ihrer Mutter
in die Schule des Nachbarortes ge-
fahren und am Schultor von ihren
Mitschülerinnen und Mitschülern 
erwartet.

Inklusion hätte für Charlotte bedeu-
tet: Sie kann von ihrer Haustür an
den Weg gemeinsam mit den Nach-
barskindern in die Schule rollen. Die
örtliche Grundschule hätte sich recht-
zeitig auf den Unterricht mit ihr vor-
bereitet. Diese Schule ist ca. 150m
von ihrem Wohnort entfernt. Bereits
ihre Großmutter, ihr Vater und zwei
ältere Brüder besuchten diese
Schule. 

Charlotte fühlt sich in ihrer jetzigen
Schule sehr wohl; allerdings können
ihre Mitschülerinnen und Mitschüler
sie nicht alleine besuchen – der Weg
ist zu weit. Und: Charlotte musste
sich entscheiden, ob sie ihre Erst-
kommunion an ihrem Wohnort fei-
ern möchte, in der Kirche, die sie
regelmäßig mit ihrer Großmutter
besucht, oder ob sie sich mit ihren
Schulfreundinnen und Klassenka-
meraden gemeinsam im Nachbar-
dorf auf dieses wichtige Ereignis
vorbereiten will. – Sie hat sich für
ihre Klassengruppe entschieden. In
einer inklusiven Gesellschaft werden

die Menschen nicht vor diese Art
von Konflikten gestellt.

Wenn die Schule an ihrem Wohnort
eine inklusive Schule wäre, dann
hätte sich das Kollegium minde-
stens ein Jahr zuvor auf den Besuch
von Charlotte vorbereitet, z.B. durch
Hospitationen in dem Integrations-
kindergarten, den Charlotte besucht
hat oder dadurch, dass einzelne Leh-
rerinnen und Lehrer in anderen
Schulen hospitieren, die bereits Er-
fahrungen mit dem gemeinsamen
Unterricht haben. (Beispiele hierzu
siehe Internetseite des Bundesbe-
hindertenbeauftragten und der Ber-
telsmann-Stiftung. Dort sind die
Preisträgerschulen des Jakob-Muth-
Schulpreises für Inklusive Schulen
und eine Liste der Schulen abzuru-
fen, die sich für diesen Schulpreis
beworben haben.) 

Auch das Schulgebäude am Wohn-
ort hätte ohne großen Aufwand so
umgebaut werden können, dass
Charlotte die Klassenräume alleine
erreichen kann. Rechtzeitig hätte ge-
plant werden können, was für Char-
lotte verändert werden muss, damit
ihre besonderen Bedürfnisse be-
rücksichtigt werden. – All dies ist
nicht geschehen. 

Die bisherige Rechtslage gab der
Schulleitung und dem Lehrerkolle-
gium am Wohnort die Sicherheit:
„Wenn wir nicht wollen, dann müs-
sen wir auch ein Kind mit einer Be-
hinderung nicht aufnehmen!“ 
Was bedeutet die oben zitierte An-
kündigung von Staatsminister Dr.
Spaenle für Bayern konkret, dass
der Elternwille bei der Wahl der
Schule von Kindern und Jugendli-
chen mit Behinderung gestärkt wer-
den solle? – Werden tatsächlich
Maßnahmen geplant, welche die Re-
gelkindergärten und Regelschulen in
die Lage versetzen, den besonderen
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Lernbedürfnissen aller Schülerinnen
und Schüler gerecht zu werden? 
Die Ausbildung der Erzieherinnen
und Erzieher sowie die aller Lehre-
rinnen und Lehrer muss neu geord-
net werden.

Finanzierungsregelungen müssen
verändert werden. Der Konflikt be-
steht für die Eltern an vielen Orten
in der Tatsache, dass bei einem Son-
derschulbesuch der Staat die Orga-
nisation und die Kosten für den
Transport des Kindes, die Nachmit-
tagsbetreuung, häufig auch die The-
rapien übernimmt. 

Andererseits müssen zumeist die El-
tern viele Anstrengungen überneh-
men, um am Wohnort den gemein-
samen Unterricht zu ermöglichen.
Dies führt derzeit noch dazu, dass
der gemeinsame Unterricht eines
Kindes mit einer Behinderung das
Privileg der Familien ist, die in der
Lage sind, mit ihren privaten Res-
sourcen die Nachteile der gegenwär-
tigen Halbtagsschule auszugleichen.

Der angebliche Schonraum Sonder-
schule ist nicht notwendig – er er-
weist sich für nahezu alle Kinder, die
einmal in diese besonderen Einrich-
tungen gelangt sind, als Falle, aus
der sie nur sehr selten herauskom-
men! Praxis sollte werden: Sobald
ein Entwicklungsproblem bei einem
Kind festgestellt wird, beginnt das
Fragen: Welche zusätzliche Unter-
stützung braucht dieses Kind? Wel-
che Lernangebote sind für dieses
Kind von Vorteil? Wer ist für die Or-
ganisation und die Finanzierung der
besonderen Unterstützungsmaß-
nahmen zuständig? Sind eventuell
bauliche Maßnahmen in der Schule
notwendig? Wie werden die Regel-
schulpädagogen und die Sonder-
pädagogen auf die neue Aufgabe
vorbereitet? An dem Ziel selbst: Ge-
meinsames Leben und Lernen für

Kinder und Jugendliche in dem Kin-
dergarten und in der Schule, in die
auch die Geschwister- oder Nachbar-
kinder gehen, daran darf es keine
Zweifel mehr geben!

Jetzt muss damit begonnen werden,
für jedes Bundesland und für jede
Region bzw. Kommune konkrete
Pläne auszuarbeiten: Bis zu wel-
chem Zeitpunkt haben sich die be-
stehenden Sonderkindergärten und
-schulen in attraktive Einrichtungen
für alle Heranwachsenden umstruk-
turiert oder sind geschlossen? Und
wie werden die Regeleinrichtungen
darauf vorbereitet, dass kein Kind
abgewiesen wird und dort, wo es im
Gemeinwesen lebt die besondere
Unterstützung erhält, die es für
seine optimale Förderung benötigt?

Was oft vergessen wird: Mit der Ent-
scheidung für den Sonderkindergar-
ten oder die Sonderschule beginnt
ein Sonderweg. Lange Schulwege
isolieren die Kinder. Sie können sich
nicht am Vormittag verabreden für
das Spiel am Nachmittag oder am
Wochenende. Sie trauen sich nach
einer gewissen Zeit nicht mehr auf
den Spielplatz – weil sie dort nie-
manden kennen. 

Die anderen „ganz normalen“ Kin-
der als Vorbild, Unterstützung und
Partner kann kein Erwachsener –
und sei er noch so gut ausgebildet –
dem Kind mit den besonderen Lern-
problemen ersetzen. Geschwister-
kinder sind häufig überlastet, wenn
sie für das Kind mit Behinderung die
einzigen zuverlässigen Spielpartner
sind. Mit der Erstkommunion oder
der Einsegnung müssen die Eltern
und das Kind entscheiden, ob dieses
Kind in die Kirchengemeinde am Ort
integriert wird oder ob auch dieses –
für Heranwachsende so wichtige Er-
eignis – gemeinsam mit den ande-
ren ausgesonderten  Kindern an
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einem anderen Ort als dem Wohnort
vorbereitet und gefeiert werden soll. 

Mit der Verabschiedung der UN-
Konvention für die Rechte behinder-
ter Menschen soll auch in Deutsch-
land Realität werden, was in vielen
anderen Staaten eine Selbstver-
ständlichkeit ist: Alle Kinder lernen
gemeinsam in einer Schule.

Eine Klasse mit ca. 20 ganz „norma-
len“ Kindern bietet für ein Kind mit
einer Behinderung 20x die Chance,
eine Freundschaft in der Schule zu
schließen und in der Freizeit weiter
zu führen. Nicht die Kinder müssen
zu den speziell ausgebildeten Leh-
rern gefahren werden, sondern: Die
Sonderpädagog/innen begleiten in
den Regelschulen die Kinder und ko-
operieren dort im Unterricht mit al-
len anderen Lehrer/innen.

Die Kooperationsbereitschaft und
die Kooperationsfähigkeit der betei-
ligten Erwachsenen sind die wichtig-
sten Voraussetzungen für einen
gelingenden Prozess des gemeinsa-
men Lehrens und Lernens. 

Viele Länder haben seit ca. 30 Jah-
ren Erfahrungen gesammelt mit ei-
nem Schulsystem, wo kein Kind
gegen den Willen seiner Eltern von
der Wohnort-Schule abgewiesen
werden darf. Integration/Inklusion
ist nicht teurer als das Nebeneinan-
derbestehen von Sonderschulen
und Regelschulen. Dies hat Ende
2009 die Bertelsmann-Stiftung mit
einer Studie von Klaus Klemm ein-
deutig belegt. Förderschulen sind
teuer und ineffektiv. 

Was käme auf die Regelschulen zu,
wenn alle die ca. 500 000 Kinder, die
in Deutschland derzeit Sonderschu-
len besuchen, in die Regelschulen
gingen? Bei einer Klassenfrequenz
von 20 Kindern wären in jeder Re-

gelklasse nach Auflösung der Son-
derschulen statistisch gesehen 1 – 2
Kinder mit sonderpädagogischem
Förderbedarf – nicht mehr.
• in jeder Klasse ein Kind mit Lern-, 

Verhaltens- oder Sprachproblemen
• in jeder 6. Klasse ein Kind mit 

geistiger Behinderung
• in jeder 14. Klasse ein körperlich 

behindertes Kind
• in jeder 62. Klasse ein sehgeschä-

digtes Kind.
(errechnet aus Bertelsmann-Studie,
Zahlen 2006/07)

Es kann nicht davon ausgegangen
werden, dass schlagartig alle Son-
derschulen aufgelöst werden. In den
Köpfen der Menschen müssen sich
die Vorstellungen verändern. Guter
Unterricht bedeutet: Alle Kinder er-
halten Lernangebote, die ihren Fä-
higkeiten und Interessen entsprechen
und erleben das Lernen als etwas
Positives, wofür sie sich auch nach
der Schulzeit noch interessieren. 

Alle Kinder sollten während der
Pflichtschulzeit gemeinsam lernen
dürfen – kein Kind darf beschämt,
kein Kind ausgesondert werden. 
In Deutschland besuchen derzeit nur
15 % aller Schülerinnen und Schüler
mit sonderpädagogischem Förder-
bedarf eine Regelschule. Der Durch-
schnitt der Integration von Kindern
mit sonderpädagogischem Förder-
bedarf in den übrigen westeuropäi-
schen Ländern liegt bei 80%. 
In vielen dieser Länder, aber auch in
Deutschland gibt es sehr gute Bei-
spiele, wie das gemeinsame Lernen
im Kindergarten und in der Schule 
für alle Kinder gut gestaltet werden
kann.

Ich habe vor 30 Jahren begonnen,
mich mit dem Schwerpunkt „Ge-
meinsames Lernen von behinderten
und nicht behinderten Kindern“ zu
beschäftigen. Damals gab es in
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Deutschland die ersten Initiativen
von Eltern für Integrationskindergär-
ten und in ganz Deutschland zwei in-
tegrative Grundschulen. – Die pri-
vate Montessorischule in München
und die staatliche Fläming-Grund-
schule in Berlin. 

Damals musste man nach Italien
fahren, um Beispiele auch in den
weiterführenden Schulen zu sehen
und: Von dem damaligen Vorsitzen-
den des Verbandes der Sonderschul-
lehrer wurde vor der „italienischen
Seuche“ gewarnt. Diese Warnung
vor einer angeblichen Seuche ist
nach meiner Einschätzung eine der
Ursachen, warum in den vergange-
nen Jahren so wenig getan wurde,
um diese Reform tatsächlich vorzu-
bereiten. 

Aber es gibt auch in Bayern bereits
gute Beispiele von Schulen, die sich
auf den Weg gemacht haben. 
(Jakob-Muth-Schule Nürnberg, eine
Schule für geistig behinderte Kinder
in Trägerschaft der Lebenshilfe, die
konsequent auf dem Weg ist von der
Kooperation über Integration zur In-
klusion.) 

Zum Abschluss zitiere ich aus dem
Text, der gemeinsam von der CSU,
SPD, Freien Wählern, Bündnis 90/Die
Grünen und FDP zur Umsetzung der
UN-Behindertenrechtskonvention im
bayerischen Schulwesen am 25. Fe-
bruar 2010 verabschiedet wurde:
„Der Freistaat Bayern verfolgt bis-

her den Weg der Integration durch

Kooperation (...) Dieser Weg muss

im Sinne eines inklusiven Bildungs-

systems weiterentwickelt werden.“

Was kann das für die Stadt Mün-
chen konkret bedeuten? – Ein wichti-
ger Schritt ist mit Sicherheit, einen
solchen Tag zu veranstalten, wie die-
sen, an dem viele Menschen aus
den unterschiedlichen Bereichen

teilnehmen, die sich miteinander
vernetzen können. Jede und jeder
Einzelne kann Anregungen bekom-
men, was im jeweiligen privaten
und beruflichen Einflussbereich ge-
tan werden kann, um von der Inte-
gration der einzelnen Menschen mit
einer Lernschwierigkeit oder einer
Behinderung dahin zu gelangen,
dass wir von Inklusion sprechen
können. 

Das kann mit der Beratung der Eltern
beginnen, wenn sie mit der Dia-
gnose einer Behinderung von Ärz-
ten, Hebammen, Therapeuten oder
Sozialamtsmitarbeiter/innen so be-
raten werden, dass diese Eltern sich
an dem Ziel des gemeinsamen Ler-
nens orientieren und nicht mehr auf
Sondereinrichtungen verwiesen
werden. 

Für die Stadt München sollte klar
sein, dass jedes Kind denselben Kin-
dergarten und anschließend dieselbe
Grundschule besuchen kann, die
auch Geschwister- oder Nachbarkin-
der besuchen. Dabei darf es keine
Grenzen geben, die bereits am Be-
ginn des Weges in die Gesellschaft
aufgestellt werden: Das Recht auf
ein Leben in der Gemeinschaft ha-
ben auch die wenigen, schwer be-
hinderten Kinder: Je schwerer ein
Kind behindert ist, umso notwendi-
ger braucht dieses Kind und seine
Familie die Anregungen und die Un-
terstützung der Gesellschaft.

Es gibt auch keine Grenze mit fort-
schreitendem Alter der Heranwach-
senden. Nach der Grundschulzeit 
wäre es mit Sicherheit am günstig-
sten, wenn die Kinder mit besonde-
ren Lernbedürfnissen in eine gemein-
same Schule für alle Kinder gehen
könnten, wie dies in den skandinavi-
schen Ländern oder in Italien und
Spanien selbstverständlich ist. 
Auch einige Gesamtschulen in
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Deutschland haben damit bereits
sehr gute Erfahrungen gemacht. 
So lange es jedoch das viergliedrige
Sekundarstufen-Schulwesen in
Deutschland noch gibt (Haupt-, Real-,
Sonderschulen und Gymnasien), ge-
hören die Kinder, die das meiste Ver-
ständnis für zieldifferentes Lernen
benötigen, ins Gymnasium. – Hierzu
habe ich bisher sehr gute Erfahrun-
gen in der Beratung und Begleitung
gemacht. – (vgl. Schöler 2009a) Je-
des gute Beispiel ist ein Anreiz zum
eigenen Weiterdenken.

Inklusion ist kein Modewort. Gegen-
wärtig ist es noch richtig, von der In-
tegration der Menschen mit Behin-
derung zu sprechen. Das Ziel ist
aber eindeutig die Inklusion: Men-
schen mit einer Behinderung dürfen
nicht mehr ausgesondert werden,
um Integration vielleicht mit Mühen
im Erwachsenenalter und in der
Freizeit möglich zu machen, son-
dern: Das gemeinsame Leben und
Lernen sehr verschiedener Men-
schen ist eine Bereicherung für alle. 

Wir bewegen uns auf dem Weg hin
zu einer inklusiven Gesellschaft, in
der Kinder und Jugendliche bereits
im Kindergarten und in der Schule
die Gelegenheit erhalten, verantwor-
tungsvolles Handeln zu lernen und
die Anstrengungen und Lernvoraus-
setzungen benachteiligter und unter
schwierigen Lebensverhältnissen
aufwachsender Gleichaltriger zu er-
fahren. An die Stelle des Angst ma-
chenden Konkurrenzkampfes jeder
gegen jeden kann dann erfahren
werden, dass Freundschaft und em-
pathische Nähe das Wichtigste ist,
für das Leben in der Gemeinschaft. 

Frau Prof. Dr. Jutta Schoeler 
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Auf dem Weg zur 

Inklusion – Praxis,

Methoden, Inspiration

Einführung Christa Schmidt, Stadt-
jugendamt, GIBS Stabsstelle

Schon seit vielen Jahren haben sich
verschiedene Interessengruppen
aus den unterschiedlichsten Zusam-
menhängen dafür eingesetzt, dass
das Stadtjugendamt München sich
auch für die Belange der Kinder und
Jugendlichen mit Behinderungen
einsetzt. 

Im Stadtjugendamt sowie in ver-
schiedenen Einrichtungen der Kin-
der- und Jugendarbeit in München
gab es eine breite Diskussion über/
integrative/inklusive Prozesse, Qua-
litätsentwicklung und Qualifizierung
zu diesem Thema. In diesem Zusam-
menhang sind u.a. Leitlinien für die
Arbeit von Kindern und Jugendli-
chen mit und ohne Behinderung (LL)
entstanden. Diese LL wurden am 19.
Sept. 2006 vom Stadtrat verabschie-
det. Die seit 2008 initiierte Stabs-
stelle für Querschnittsaufgaben
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(GIBS – Gender, Interkulturalität, 
Behinderung und sexuelle Orientie-
rung) im Stadtjugendamt konzipiert
und plant in Zusammenarbeit mit
der Hochschule Landshut, Fakultät
für Soziale Arbeit, weitere Projekte,
Fortbildungsmaßnahmen sowie ein
Weiterbildungsmodul für Multiplika-
torinnen und Multiplikatoren der
Kinder und Jugendarbeit in Sachen
Inklusion. 

Darüber hinaus ist inzwischen auch
eine Reihe von Initiativen entstanden,
die die vielfältigen Bemühungen um
Inklusion in den verschie- denen Le-
benswelten von Kindern, Jugendli-
chen und Erwachsenen in München
beobachten und koordinieren.

Im Zuge der Entstehung der LL für
Kinder und Jugendliche mit und
ohne Behinderung entstand das
„Netzwerk Inklusion Praktisch“ (NIP)
in München. Die konstituierende Sit-
zung fand anlässlich eines Fachtags
im MOP am 4. Juli 2007 statt.

Das Netzwerk Inklusion versteht
sich als

• eine wesentlich verbesserte Ver-
netzung aller Initiativen und Ein-
richtungen im Kinder- und 
Jugend(hilfe)bereich, die inklusiv 
oder integrativ arbeiten

• Ziel: Hinwirken auf Vernetzung bei 
Einrichtungen, die entweder nicht 
mit Kindern/Jugendlichen mit Be-
hinderung arbeiten oder aus-
schließlich mit Kindern/Jugendli-
chen mit Behinderung arbeiten, 
d. h., ein Hinwirken auf Öffnung 
beiderseits. (Dazu sind von Seiten 
des Jugendamtes sicherlich einige
Hilfestellungen zu entwickeln und 
zu leisten).

• Teil der Umsetzung und Weiterfüh-
rung der Leitlinien der Landes-
hauptstadt München

• Teilhaben und Beitragen. Auch 
das Netzwerk handelt nach diesem
Motto. Man bringt Ideen und Wis-
sen ein und kann Fragen stellen 
und wird von Ideen inspiriert, 
bekommt Wissen vermittelt und 
beantwortet Fragen anderer.

• Raum für Theorie-Praxis-Transfer
• ein Gremium, zu dem alle kom-

men sollen und können, die sich 
mit Inklusion schon beschäftigt 
haben bzw. sich zukünftig damit 
beschäftigen wollen.

• Weiterentwicklung zu der Frage, 
was Inklusion „braucht“

• Forum zum Austausch von 
Expertenwissen

• gegenseitige Unterstützung
• Möglichkeit, Synergieeffekte zu 

schaffen und zu nutzen

Themenbereiche des Netzwerkes
sind oder können sein:

• Dokumentation der Umsetzung 
von Inklusion in den einzelnen 
Einrichtungen, die dann in einem 
Handbuch Inklusion zusammenge-
fasst werden können

• Kollegiale Beratung und kollegia-
les Feedback

• Gemeinsame Arbeit an einem 
praktischen Projekt

• Organisation und Teilnahme an 
Fachtagen, um zu zeigen, was 
praktisch geht

• Durchführung von eigenen Fortbil-
dungsangeboten zum Thema 
Inklusion

Turnus
Das Netzwerk Inklusion trifft sich ca.
alle 8 Wochen.

Wie werden Informationen über die

einzelnen Einrichtungen ausge-

tauscht:

Zurzeit:
Es gibt einen sog. „Steckbrief“ für
alle Einrichtungen, die alle anderen
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Einrichtungen des Netzwerkes erhal-
ten können.

Zweck dieses Steckbriefes ist es, 
Informationen über die einzelnen
Einrichtungen - als Voraussetzung
für Vernetzung und Synergieeffekte -
zu dokumentieren, zwischen den
Treffen eine schnelle Kontaktauf-
nahme zu ermöglichen sowie neuen
Teilnehmenden einen schnellen
Überblick über die bereits beteilig-
ten Netzwerkler geben zu können.
Momentan werden auch Informatio-
nen zu Inklusion allgemein bis hin
zu Inklusion in den spezifischen Ein-
richtungen so zusammengestellt,
dass sie auf den Homepages der
einzelnen Einrichtungen miteinan-
der verlinkt werden können.

Wichtige Themen / Voraussetzun-
gen für Inklusion sind:

Mobilität: Erleichterung für Jugend-
liche mit Behinderung, damit sie
selbstbestimmt (außerhalb des
Schulweges) mobil sind
Angebote für ältere Jugendliche:
Generell fehlen inklusive Angebote
für ältere Jugendliche / junge Er-
wachsene mit Behinderung 

Zuständigkeiten: Für inklusive Ange-
bote bedarf es definitiver Zuständig-
keiten im rechtlichen, bürokra-
tischen und personellen Bereich 

(Zwischen)Finanzierung:

Wichtig ist: Einen Ansprechpartner
zu haben, welcher bei einer Zwi-
schenfinanzierung entscheiden kann
(da Finanzierung oft über verschie-
dene Töpfe läuft)

Wohnortnähe: Wohnortnahe An-
sprechpartner (vgl. Regsam) zur Ver-
netzung und zum Informations-
austausch von/bei sozialräumlich
orientierten Angeboten

Wissenschaftliche Bedarfserhebung:
Wie viele Jugendliche mit Behinde-
rung haben welche Bedarfe? Ziel:
Wie und wo können diese Bedarfe
umgesetzt werden

Unser größtes Hindernis ist: die Ver-
säulung der Zuständigkeiten: (Be-
hindertenhilfe auf der einen und
Jugendarbeit auf der anderen Seite)
was eine eindeutige Zuständigkeit
gerade von Kostenträgern schier un-
möglich macht

Folgende Ressourcen haben wir /
streben wir an:

• Bereitstellung von Ressourcen 
(Personal / Zeit / Finanzen) für Ver-
netzung, Fort- und Weiterbildung 
(als Zeichen von Qualität)

• Vernetzung der Einrichtungen 
untereinander für Kooperationen, 
Kollegiales Feedback, …

• Eine Einbettung in und eine 
Fürsprache durch die Kommunale 
Struktur der LH München, auch 
um Synergieeffekte zu nutzen

In der Praxis müssen wir darauf 
achten:

• Welche Bedarfe gibt es und wie 
können diese umgesetzt werden

• Gemeinsame Aktionen, Öffentlich-
keitsarbeit

• Internetpräsenz
• Multiplikator/innen
• Wissen verbreiten
• Infos weitergeben
• Teilhaben und Beitragen

Fortwährende Aufgabe des Netz-
werkes ist es:

• Was können wir tun, um mehr 
Interessierte und damit Mitstreite-
rinnen zu bekommen. Kooperatio-
nen mit Schulen sind / wären sehr 
interessant
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• Diskussion der aktuellen Themen 
und ihre Auswirkungen in Hinblick
auf Inklusion (z.B. KJHG § 8a) 
Kompetenzenpool zu schaffen

• Aufmerksam-machen der Lehr-
Institutionen (z.B. LMU), die noch 
gar nicht den Begriff der Inklusion 
verwenden, da wir in der Diskus-
sion mit Wissenschaftlern immer 
wieder erkennen, dass der Inklusi-
onsgedanke in der wissenschaft-
lichen Öffentlichkeit kaum ange-
kommen ist

• Praktische Inputs / Erfahrungen 
z.B. bei Fachtagen präsentieren

• Feste, Aktionen, … inklusiv zu ge-
stalten (z.B. Kinderkultursommer)

Chancen und Hürden auf dem Weg
zur Inklusion:

• Woran hakt es, dass Einrichtungen
fern bleiben?

• Kapazitäten
• „Machen eh schon Inklusion“
• Klammern der Eltern und Nicht-

Zutrauen
• Barriere der Betreuenden der Kin-

der u. Jugendlichen mit Behinde-
rung: Trauen ihnen nix zu

(Wie) Kann das Netzwerk / Prakti-
kerinnen Hilfestellung leisten, um
Inklusion voranzutreiben?

• Ideen
• Austausch, Hospitieren, Koopera-

tionen
• Reflexion, wie Veranstaltungen 

gelaufen sind, was gut war und 
was in Zukunft zu beachten ist

Projekte / Vorhaben für die Zukunft:

• Inklusives Fest 2011
• Geschulte Assistenz
• Rahmenkonzeption Offene Kinder-

und Jugendarbeit
• aufmerksam sein, dass Inklusion 

nicht zu kurz kommt
• Beschreibung und Reflexion 

welche Einrichtung wie auf dem 
Weg zur Inklusion ist

Dauerhaft teilnehmende 
Institutionen:

Christa Schmidt (GIBS, Stadtjugend-
amt München)
Georg Staudacher (Spielratz e.V.),
Michael Liebmann (HPT Lebenshilfe
Unterhaching),
Brigitte Wurbs (Quax),
Kerstin Günter (MOP Integrativer
Jugendtreff)
Nicki Endrich (ebs Projekt KJR Mün-
chen-Stadt)
Franz Göppel (BIB e.V.)
Juanita Lesser (SozReha der Evan-
gelischen Jugend München)

Hier wird nun eine Zusammenschau
gelungener Praxisbeispiele darge-
stellt, nebst der Methoden „WIE“
diese gelungen sind. Diese Bereiche
stammen aus der verbandlichen, der
kulturellen und der Offenen Jugend-
arbeit.
Workshopleiter/Innen: 
Nicole Endrich, Kerstin Günter, 
Juanita Lesser, Georg Staudacher, 
Brigitte Wurbs
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Wie wird man eine 

inklusive Einrichtung

der Offenen Kinder-

und Jugendarbeit?

Da die von Christa Schmidt aufge-
worfene Fragestellung einen eige-
nen Fachtag füllen könnte, haben
die Workshopleiter/innen sich darauf
beschränkt, die für die Teilnehmer/
innen am wichtigsten Themen zu 
bearbeiten:

1. Welche Konsequenzen ergeben
sich für das Personal, um eine Ein-
richtung „inklusiv zu machen":

Vorteilhaft ist es, wenn das Team
selbst inklusiv ist. Alle Teammitglie-
der müssen in einem Mitbestim-
mungs-Prozess den Inklusions-
Gedanken mittragen. Die wichtigste
Voraussetzung, um Inklusion zu ver-
wirklichen ist, die eigene Barriere im
Kopf zu überwinden.

Inklusion kann, muss aber nicht, be-
deuten, dass mehr Ressourcen be-
nötigt werden. Es gilt, neue Wege zu
finden, um Unterstützung und Assi-
stenz bereitstellen zu können. Ko-
operation zu schaffen ist z.B. eine

gute Möglichkeit. Viele Kinder und
Jugendliche verfügen aufgrund ih-
res Rechtes auf Teilhabe über finan-
zielle Mittel, die ebenfalls mit einge-
bracht werden können.

2. Wie gestalte ich eine Einrichtung
inklusiv?

Arbeitet man unter dem Motto
„Jede/r ist willkommen“, ist schon
der größte Schritt in Richtung Inklu-
sion gemacht. Offene Jugendarbeit
ist häufig sehr niederschwellig und
bedarf oftmals keiner Anmeldung.
So kann das Kind/der Jugendliche
„einfach vorbeikommen“; um einen
benötigten Hilfebedarf abzuklären,
kann es für Einrichtung und Kind/Ju-
gendlichen sinnvoll sein, diesen vor-
her abzusprechen.

Das Personal der Einrichtung ist in
seiner Funktion Brückenpfeiler der
Inklusion und Vorbild. Es initiiert 
Begegnung. Hierbei ist es wichtig
mit den unterschiedlichen Reaktio-
nen der Jugendlichen mit und ohne
Behinderung umzugehen. Es ist dar-
auf zu achten, dass Jugendliche mit
Behinderung nicht positiv diskrimi-
niert werden. Diese Haltung gilt
ebenfalls für das pädagogische Han-
deln in Krisensituationen.

Für ein Kind mit Behinderung ist der
Besuch einer Einrichtung der Offe-
nen Kinder- und Jugendarbeit häufig
eine neue und damit verunsichernde
Situation: es hat sich bewährt, dass
dieses Kind (vorerst) mit einem
Freund/einer Freundin das Angebot
besucht.

3. Wie kann man ein Miteinander
von Gehörlosen und Hörenden
schaffen

Für Gehörlose ist eine andere Barrie-
refreiheit gefordert. Zum einen geht
es darum, dass akustische Informa-

Kerstin Günter
MOP 27
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tionen visuell erkennbar sind. Zum
anderen erfordert Kommunikation
zwischen Gehörlosen und Hörenden
eine andere, nicht (nur) akustische
Sprache. Das Dilemma hier ist, dass
kaum ein Hörender die Gebärden-
sprache beherrscht, schon gar nicht
in einer Einrichtung der Jugendar-
beit. 

Eine Möglichkeit wäre es, Gebärden-
sprache als anerkannte Fremdspra-
che in der Schule anzubieten. Dies
ist in vielen Ländern bereits Realität
und von daher können sich dort
viele Menschen unabhängig von ih-
rem Hörvermögen gebärdend unter-
halten.

Kooperationen zwischen den einzel-
nen Einrichtungen sind hier sehr es-
sentiell um eine gemeinsame Stra-
tegie zu entwickeln. Z.B. könnte die
Schulung in einfacher Gebärden-
sprache im Rahmen eines Work-
shops oder als Gebärden-Sprach-
ferien ein erster Schritt sein. 

Inklusion in der 

Kindertagesstätte

Die Präsentation beinhaltet die
Aspekte einer inklusiven Wertehal-
tung, die Grundlagen integrativ-
inklusiver Pädagogik, den derzeiti-
gen Stand von integrativen Einrich-
tungen und zeigt Ausschnitte der
integrativen Arbeit vor Ort mit Im-
pressionen des Films „Willkommen
– Integration leben“. 

Es gibt keine Norm für den 

Menschen. Es ist normal verschie-

den zu sein (v. Weizsäcker)

Wenn Vielfalt als Bereicherung erfah-
ren und erlebt wird, dann können
• Kinder mit Migrationshintergrund
• Kinder mit Entwicklungsver-

zögerung
• Kinder mit Behinderung und/oder
• Kinder unterschiedlichen Alters 
sich mit ihren Stärken und Ressour-
cen in die Gemeinschaft einbringen.
Normalität bedeutet, dass jedes
Kind in seinem „Anders sein“ akzep-
tiert und wertgeschätzt wird. 

Eine inklusive Wertehaltung und
Ethik ist die professionelle Voraus-

Referentin: 
Franziska Rützel-
Richthammer
(links)
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setzung um eine Pädagogik für alle
Kinder zu gestalten. 

Der Inklusive - integrative pädago-

gische Ansatz in den Kindertages-

stätten des Schul- und Kultusre-

ferats berücksichtigt dabei:

• Achtung der Unterschiedlichkeit
• Ressourcenorientierung
• Individualisierung
• Lernzieldifferenzierung
• Lebensweltorientierung

Der Index zur Inklusion nach Booth
und Ainscow, ermöglicht als metho-
disches Instrumentarium einen in-
klusiven Prozess in den Kindertages-
stätten in Gang zu setzen und im
kontinuierlichen Prozess die Qualität
zu sichern.
Dabei gilt es die Dimensionen der
Inklusion:

Kulturen schaffen           
Strukturen etablieren            
Praktiken entwickeln 

einem umfassenden Reflexionspro-
zess zu unterziehen, um das Ziel die
gesellschaftliche Teilhabe aller Men-
schen zu gewährleisten. 

Zahlen und Fakten (Stand 1/ 2010)

• in städtischer Trägerschaft
30 Integrationskindergärten
mit insgesamt 141 Plätzen,
7 Integrationshorte mit 
5 Plätzen

• in freier/freigemeinnütziger 
Trägerschaft:
39 Kindertageseinrichtungen 
mit insgesamt 319 Plätzen

Workshops zu offener Kinder- 
und Jugendarbeit

Von der Integration

zur Inklusion: Spiel-

ratz e.V. im Transfor-

mationsprozess 

Spielratz – Verein für pädagogische
Ferien- und Freizeitaktionen e.V.
wurde 1988 von jungen Menschen
gegründet und bietet mittlerweile
für circa 500 Kinder und Jugendli-
che mit und ohne Behinderung päd-
agogische Ferien- und Freizeitaktio-
nen an.

Georg Staudacher, Spielratz e.V. /
Netzwerk Inklusion 

Ein wichtiger Bestandteil der Spiel-
ratzphilosophie war und ist die Teil-
nahme von Kindern und Jugend-
lichen mit Behinderung. Heute stellt
sich der Verein der Herausforderung
Inklusion. 
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Das System der Integration bei

Spielratz e.V.

Diejenigen Projekte von Spielratz
e.V., die sich ausdrücklich an Kinder
und Jugendliche mit und ohne Be-
hinderung richteten, wiesen spe-
zielle Aspekte und Faktoren der
Integration auf, die teilweise mittler-
weile der Vergangenheit angehören,
teilweise immer noch so gehand-
habt werden. Bei Spielratz e.V. han-
delte es sich dabei um die Stadtrand-
erholungen in den Pfingst- sowie in
den Sommerferien. Diese Aspekte
und Faktoren sind:

• Erwähnung der Teilnahmemöglich-
keit von Kindern mit Behinde-
rung(en) in der Ausschreibung 
der Veranstaltung

• Bevorzugte Anmeldebedingungen 
für Kinder mit Behinderung(en)
Platzkontingent für Kinder mit 
Behinderung(en)

• Transport mit Kleinbussen zum 
Projekt für Kinder mit Behinde-
rung(en)

• Integrationsdienst während des 
Projekts durch zusätzliche 
Betreuer/-innen

• Informationsabende nur für Eltern
von Kindern mit Behinderung(en)

• getrennte Personenbögen für 
Kinder mit und für Kinder ohne 
Behinderung(en) 

• Kinder mit Behinderung als 
Objekte subjektiver Identitätsstif-
tung und besonderer Motivation 
für Betreuer/-innen

• Möglichkeit der vorzeitigen 
Abholung von Kindern mit 
Behinderung(en)

Von Beginn an haben also – trotz be-
stem Willen und besten Gewissens -
strukturelle, organisatorische und
mentale Ausgrenzungen stattgefun-
den. Viele dieser „Sonderrechte“ ba-
sierten (z.B. vermutete Mehrbela-
stung der Eltern bzw. vermuteter

Mehrbedarf) auf reinen Vermutun-
gen und hielten einer empirischen
Betrachtung nicht stand. Zudem
wurden Kindern mit Behinde-
rung(en) im Gegensatz zu Kindern
ohne Behinderung(en) weniger
Wahlfreiheiten zugestanden.

Die bisherigen Schritte im Transfor-

mationsprozess

Vor diesem Hintergrund gilt es nun
die bisherigen Schritte zu betrach-
ten, die Spielratz e.V. in den vergan-
genen Jahren beschritten hat, um
das integrative System zu einem in-
klusiven System zu transformieren
und sich somit kulturell, strukturell
und pädagogisch neu aufzustellen.
Dieser Transformationsprozess
wurde neben eigenen Überlegun-
gen vor allem durch externe Ein-
flüsse angestoßen: Durch Wünsche
von Kindern mit Behinderung nach
Gleichbehandlung und durch die
Entwicklung der städtischen Leitli-
nien für die Arbeit mit Kindern und
Jugendlichen mit und ohne Behin-
derung. Die darin erarbeiteten inklu-
siven Aspekte waren und sind nach
wie vor Anlass zur Reflexion unserer
organisatorischen und pädagogi-
schen Praxis. 

Einige Konsequenzen daraus sind:
• Im Jahr 2009 haben wir die Auftei-

lung der Personenbogen für Kin-
der mit und ohne Behinderung(en)
abgelegt und einen neuen Perso-
nenbogen entwickelt. Nun erhal-
ten wir von allen Kindern Informa-
tionen, die uns weiterhelfen kön-
nen, an den Bedürfnissen und 
Interessen der Kinder anzuknüp-
fen und unser Programmangebot 
daraufhin zu variieren.

• Die Sonderrechte von Kindern mit 
Behinderung(en) und ihren Eltern 
werden abgebaut. 2007 wurde das
Anmeldeverfahren für alle Eltern 
vereinheitlicht. Seit 2008 werben 
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wir für den gemeinsamen Trans-
port im großen Bus und wir for-
dern Eltern, die einen Transfer per 
Kleinbus wünschen, auf, uns die-
sen Wunsch zu erläutern und mit 
dem Verhalten des Kindes zu be-
gründen. Schließlich gibt es seit 
2005 einen Informationsabend für 
alle Eltern und Kinder.

• Eine studentische Arbeitsgruppe 
der Hochschule Landshut evalu-
ierte im Jahr 2006 unsere Stadt-
randerholung, im Jahr 2009 unser 
Pfingstferienprojekt PFIFF.

• Seit 2008 ist das Thema Inklusion 
auch Thema unserer Schulungen 
und Grundlagenseminare für die 
Ehrenamtlichen unserer Projekte.

• Der Integrationsdienst heißt seit 
2009 nicht mehr Integrations-
dienst, sondern Inklusionsdienst 
oder Suppi-Dienst und legt den 
Fokus auf alle Kinder, die Schwie-
rigkeiten haben und Unterstüt-
zung benötigen. 

• Im Netzwerk Inklusion, an dem 
vorwiegend Institutionen beteiligt 
sind, die Angebote für Menschen 
mit Behinderung(en) machen, fin-
det nun ein fachlicher Austausch 
statt.

• Spielratz e.V. hat in den letzten 
Jahren zunehmend alle seine Pro-
jekte geöffnet. Zielsetzung ist es, 
dass alle Projekte für alle Kinder 
und Jugendlichen – unabhängig 
von Behinderung(en), von Migrati-
onshintergrund, von sexueller 
Orientierung, Geschlecht – offen 
stehen und die Projekte mit ihren 
Rahmenbedingungen den indivi-
duellen Bedürfnissen angepasst 
werden.

Fazit, Ausblick und offene Fragen

In diesem Artikel wurden die bisher
gemachten Schritte zu mehr Inklu-
sion anhand der Kinder und Ju-
gendlichen mit Behinderung(en)
dargestellt. Nach wie vor gibt es 

jedoch noch Aspekte eines integrati-
ven Systems bei Spielratz e:V. und
wir müssen noch ganz genau den
Verein in seiner Organisation und
seiner Praxis ansehen, ob nicht noch
andere exklusive Strukturen und
Mechanismen vorhanden sind. Zu
nennen sind unter anderem der In-
ternetauftritt und die Sprache, mit
der wir an die Öffentlichkeit gehen,
unsere Beratungsqualität und vieles
mehr.

Braucht es noch das Angebot des

Kleinbustransfers?

Bis zum heutigen Zeitpunkt gehen
wir davon aus, dass es Verhaltens-
weisen von Kindern gibt, die eine
Mitfahrt des Kindes in einem gro-
ßen Bus enorm erschweren würde.
Zudem erhalten wir immer wieder
die Rückmeldung von Eltern von
Kindern mit Behinderung(en), dass
sie ansonsten ihr Kind nicht bei uns
anmelden würden, sondern woan-
ders, wo der Transfer per Kleinbus
geschieht. Zudem müsste geklärt
werden, dass in den großen Bussen
die Möglichkeit besteht, dass auch
Kinder in Rollstühlen mitfahren kön-
nen.

Ist ein Teilnahmeplatzkontingent für

Kinder mit Behinderung(en) sinnvoll

bzw. inklusiv? 

Mit einer Quote soll zunächst einmal
erreicht werden, dass eine be-
stimmte Personengruppe Zugang
bekommt. Wer Quotenregelungen
einsetzt, setzt sich aber dem Vorwurf
aus, dass er Menschen ungleich be-
handelt. Ferner wird die Quote auf
nur ein Merkmal bezogen und ent-
spricht dadurch nicht dem Inklusi-
onsgedanken. Bei Spielratz existie-
ren außerdem keine strukturellen
Gewaltmechanismen, die Eltern von
Kindern mit Behinderung(en) und
somit diese selbst benachteiligen
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bzw. daran hindern, am Projekt teil-
zunehmen.

Vor diesem Hintergrund ist die Auf-
rechterhaltung einer Quote eigent-
lich nicht mehr tragbar. Auf der
anderen Seite muss auch Spielratz
gegenüber Kostenträgern argumen-
tieren, die ein bestimmtes Verhältnis
zwischen Kindern und Jugendlichen
mit und ohne Behinderung fordern.
Somit steht eine diesbezügliche Ent-
scheidung noch aus und muss si-
cherlich noch mit Dritten diskutiert
werden.

Müssen Kinder und Jugendliche mit

Behinderung(en) in der Ausschrei-

bung eines Projektes extra erwähnt

werden? 

Leider – ein ganz klares Ja! Viele 
Eltern von Kindern mit Behinde-
rung(en) machen bei uns die Erfah-
rung, dass sie und ihr Kind willkom-
men sind. Es ist klar und transpa-
rent, dass das Projektangebot auch
für ihr Kind ist und sie nicht wegge-
schickt werden. Eltern von Kindern
mit Behinderung(en) machen leider
sehr häufig bei anderen Veranstal-
tern die Erfahrung, dass ihr Kind
kein Kind ist. Eigentlich müssten
diese Veranstalter die Projektaus-
schreibung ändern: "Nur für Kinder
ohne Behinderung". Dass dies mit
dem Antidiskriminierungsgebot
aber auch mit dem Kinder- und Ju-
gendhilfegesetz nicht vereinbar ist,
ist klar. 

Stehen Altersangaben einer Inklu-

sion entgegen? 

Noch gibt es bei unseren Stadtrand-
erholungen und bei PFIFF die Mög-
lichkeit der Teilnahme für Kinder mit
Behinderung(en) von 6 bis 15 Jah-
ren, während eine Teilnahme für
Kinder ohne Behinderung(en) von 
6 bis 11 bzw. von 6 bis 12 Jahren

möglich ist. Hier gilt es zukünftig
mehr zu differenzieren und ein indi-
viduelles Angebot zu finden, dass
sich nicht am Alter sondern an den
Interessen und am Entwicklungs-
stand des Kindes bzw. des Jugendli-
chen orientiert.  

Forderungen: 

• Eine finanzielle Ausstattung, die es
erlaubt einen sehr guten Betreu-
ungsschlüssel zu gewährleisten.

• Eine finanzielle Ausstattung, die 
es erlaubt moderate Teilnahmebei-
träge zu erheben, um auch Kin-
dern und Jugendlichen aus Fami-
lien mit geringen finanziellen 
Möglichkeiten Teilnahmen zu 
ermöglichen.

• Die Möglichkeit individuell auf 
Kinder und Jugendlichen einzuge-
hen und sich zum Beispiel nicht an
gesetzlich vorgeschriebene Alters-
vorgaben halten zu müssen.

• Eine Veränderung der Förderungs-
praxis, die eine genau bestimmte 
Teilnahmezahl von Kindern und 
Jugendlichen mit Behinderung(en)
an Projekten erst für förderungs-
würdig erachtet.

Zum Autor:

Georg Staudacher studierte in Re-
gensburg Erziehungswissenschaften
und engagierte sich von 1999-2002
als ehrenamtlicher Betreuer auf ver-
schiedenen Projekten des Vereins
Spielratz e.V. Seit November 2003
ist er hauptamtlicher Geschäftsfüh-
rer des Vereins.
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Ehrenamtlichkeit und

Partizipation

Gemischte Teams

Teams, die gemischt sind, planen
und organisieren die unterschiedli-
chen Veranstaltungen
Alle sind gleichberechtigt.
Gemischt heißt hier gemischt nach
allen möglichen Kriterien, also z. B.
männlich – weiblich, unterschiedli-
che Religionen, verschiedene Natio-
nalitäten, besonders aber auch mit
und ohne Handicaps der unter-
schiedlichen Art

Aufgabenverteilung nach 

Fähigkeiten; Interessen und 

Notwendigkeiten

Die Aufgaben werden nach Fähigkei-
ten, Interessen und Notwendigkei-
ten aufgeteilt.
Je nach Unterstützungsbedarf ist die
Präsenz des Pädagogen/der Pädago-
gin schwächer oder stärker.

Gegenseitige Information ist we-
sentlich.

Berücksichtigung der unterschied-

lichen Bedürfnisse

Dadurch, dass sowohl Jugendliche
mit als auch ohne Handicap mitar-
beiten, werden unterschiedliche 
Bedürfnisse berücksichtigt. Beim

Programm wird auf besondere Not-
wendigkeiten geachtet. (in jeder
Hinsicht, nicht nur auf die Teilnahme
einer Gruppe bezogen)
Entscheidungen laufen in der Regel
in demokratischen Prozessen unter
Berücksichtigung aller Argumente
und Bedürfnisse ab (– das macht 
sie manchmal sehr mühsam).

Teamarbeit

Das Team trifft sich in regelmäßi-
gem Rhythmus (wird nach Bedarf
der einzelnen Einrichtung festge-
legt). Es werden jeweils kleinere
Teams für verschiedene Veranstal-
tungen oder Aufgaben gebildet, 
die dann in Projektgruppen weiterar-
beiten und in der nächsten Sitzung
Bericht erstatten. 

Fortbildungen für Ehrenamtliche

Für die Ehrenamtlichen gibt es zum
einen Fortbildungen, z. B. Ausbil-
dung zur/m Jugendleiter/in, Erste-
Hilfe-Kurs, Teamtage mit speziellen
Themen (Rollentausch / Kommuni-
kation und Zusammenarbeit/...).
Zum anderen werden sie durch den
Referenten/die Referentin bei den
Veranstaltungen begleitet und unter-
stützt und sie können sich bei Fra-
gen und Problemen an sie wenden.

Gremienarbeit

Ehrenamtliche sind auch in Gremien
der Gesamtorganisation vertreten
und haben dort Stimmrecht. Sie ha-
ben dadurch Mitentscheidungsrecht
und Mitverantwortung.

Mitbestimmung bei der Programm-

gestaltung

Die Ehrenamtlichen planen und füh-
ren die Veranstaltungen nicht nur
durch, sie bestimmen in weiten Tei-
len auch mit, welches Programm
stattfindet. Auch Teilnehmende an

Juanita Lesser,
evangelische 

Jugend München
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Aktivitäten können ihre Wünsche
und Bedürfnisse für die Programm-
gestaltung einbringen.

Partizipation bei den Teilnehmenden

Partizipation findet nicht nur bei 
ehrenamtlicher Mitarbeit, sondern
auch bei den Teilnehmenden von
Wochenenden und Freizeiten und
anderen Veranstaltungen statt (Ein-
fluss auf bestimmte Programm-
punkte, Bildung von Interessens-
gruppen, gemeinsame Lösung von
Problemen, Information für alle zu-
gänglich)

Inklusionsindex

für Einrichtungen

Das Fortbildungsmo-

dul – Informations-

grundlage und

Multiplikator/

-innenschulung

Die Umsetzung der Leitlinien für 
die Arbeit mit Kindern und Jugendli-
chen mit und ohne Behinderung im
Rahmen der kommunalen Kinder-
und Jugendplanung der Landes-
hauptstadt München führt zu der
Aufgabe, die inklusive Qualität von
Einrichtungen der Kinder- und Ju-
gendhilfe zu analysieren und zu op-
timieren. 

Dies ist auf unterschiedliche Weise
vorstellbar. Fortbildungen der Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter in Form
von Workshops sind eine häufig ver-
wendete Form, wenngleich infolge
des zu erwartenden Zusatzaufwands
in Bezug auf personelle und zeitliche
Ressourcen nicht immer beliebt.
Darüber hinaus bieten solche Veran-
staltungen häufig auch nur be-
grenzte Gelegenheiten, die eigenen
Erfahrungen auszutauschen. Zeige-
fingerpädagogik bei den Fortbildern
und Kontrollverdacht bei den Teil-
nehmer/-innen überwiegen allzu

Prof. Dr. Clemens
Dannenbeck,
Hochschule 
Landshut
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leicht. Welche Alternativen bieten
sich demgegenüber an?

Es existiert ein erprobtes Instrument
der Selbstevaluation1 in Bezug auf
inklusive Organisationsentwicklung,
das für Schulen entwickelt und in-
zwischen auf die Situation in Kinder-
tagesstätten übertragen wurde.

Die Anforderungen, die Einrichtun-
gen der Kinder- und Jugendhilfe an
ein Instrument der Selbstevaluation
in Bezug auf inklusive Entwicklung
stellen, unterscheiden sich hiervon:
Es ist dem spezifischen Handlungs-
feld der Kinder- und Jugendarbeit
Rechnung zu tragen, das hinsichtlich
seiner Aufgaben, Ziele, Strukturen
und Ausstattung Berücksichtigung
finden muss. 

Dabei geht es um die inklusive Qua-
litätsentwicklung von Einrichtungen
der Kinder- und Jugendarbeit. Im
Sinne einer Multiplikator/-innen-
schulung bietet das zu entwickelnde
Fortbildungsmodul eine niedrig-
schwellige Möglichkeit für Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter, sich
selbständig und eigeninitiativ über
inklusive Organisationsentwicklung
im Handlungsfeld der Kinder- und
Jugendarbeit zu informieren.

Das Fortbildungsmodul soll den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern in
der Kinder- und Jugendhilfe prakti-
sche Hinweise an die Hand geben,
wie sie die eigenen Arbeitszusam-
menhänge selbstkritisch auf ihre in-
klusive Qualität hin evaluieren
können.

Folgende Arbeitsschritte nehmen
wir dafür in Angriff:

• Konzeptionelle Entwicklung des 
Fortbildungsmoduls zur inklusiven
Qualität für Einrichtungen der 
Münchener Kinder- und Jugendhilfe

• Erprobung von Teilen des Fortbil-
dungsmoduls in Zusammenarbeit 
mit ausgewählten Interessenten/-
innen aus Arbeitszusammenhän-
gen des Münchener Stadtjugend-
amts

• Bereitstellung des Fortbildungs-
moduls als Internetseite mit inte-
grierten E-Learning-Elementen

Inklusion in der Kinder- und 

Jugendarbeit als Baustein für eine

inklusiv gestaltete Lebenswelt

Bislang wurde Inklusion vor allem in
schulischen und vorschulischen Zu-
sammenhängen diskutiert. Aber in-
klusive Lebenswelten werden erst
entstehen, wenn Inklusion auch
über Schule und Vorschule hinaus zu
einem allgemeinen Leitmotiv gesell-
schaftlicher Gestaltung wird.

Das gilt auch für die Arbeit mit Kin-
dern und Jugendlichen. Inklusion
stellt einen grundlegenden Ansatz
für alles Handeln im Bildungsbe-
reich dar: in der organisierten Frei-
zeitgestaltung, in den pädagogi-
schen Konzepten öffentlicher Ein-
richtungen und Angebote der Kin-
der- und Jugendhilfe - also in
Arbeitsfeldern, in denen zum Bei-
spiel ein Jugendamt tätig ist.

1 vgl. Booth, Tony / Ainscow, Mel (2002): Index for
Inclusion. Developing Learning and Participation
in Schools. London: Center for Studies on Inclu-
sive Education, London / Boban, Ines / Hinz, An-
dreas (2003): Index für Inklusion – Lernen und
Teilhabe in der Schule der Vielfalt entwickeln. Mar-
tin-Luther-Universität Halle-Wittenberg
http://www.eenet.org.uk/resources/docs/Index%20
German.pdf / Gewerkschaft Erziehung und Wis-
senschaft (GEW): Index für Inklusion (Tagesein-
richtungen für Kinder. „Lernen, Partizipation und
Spiel in der inklusiven Kindertageseinrichtung
entwickeln“. Deutschsprachige Ausgabe.
http://www.fhoow.de/sowe//downloads/12/index_v
eranstaltung_emden.pdf
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Im Folgenden werden Aspekte und
Fragen diskutiert, die relevant wer-
den, wenn man sich auf den Weg
der Inklusion machen möchte. Hier-
von können sowohl einzelne Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter wie
pädagogische Teams und ganze Or-
ganisationen profitieren.

Inklusion bedeutet Veränderung auf
vielen Ebenen und setzt den Willen
und den Wunsch voraus, Barrieren
nicht nur im buchstäblichen Sinne,
sondern auch in den Köpfen anzuge-
hen und zu beseitigen. Da Inklusion
ein Prozess der ständigen individu-
ellen und institutionellen Weiterent-
wicklung darstellt, führt die Beschäf-
tigung mit der Thematik auch stets
zu einem tieferen und veränderten
Verständnis von Inklusion in den je-
weiligen Arbeitskontexten.

Inklusion erstrebt zunehmende Teil-
habechancen für alle Kinder und 
Jugendlichen an allen Angeboten,
z.B. des Jugendamtes. Das bedeutet
nicht Gleichmacherei, sondern eine
Orientierung an den individuellen
Bedürfnissen der Kinder und Ju-
gendlichen. Inklusive Qualität wird
spürbar, sobald die Absicht greift,
die Teilnahme und Teilhabechancen
aller Kinder und Jugendlichen am
Leben und Lernen in Gemeinschaf-
ten, z.B. bei Ferienangeboten, zu er-
höhen.

Teilhabe hängt ab von strukturell-
organisatorischen Bedingungen,
von gelebter Kultur und geteilten
Wertorientierungen sowie von einer
reflektierten Praxis, die stets bereit
ist, sich selbst zu hinterfragen. Teil-
habe bedeutet dann, mit anderen
gemeinsam zu leben, gemeinsame
(nicht die gleichen!) Entdeckungen
und Erfahrungen zu machen und zu-
sammenzuarbeiten. Dies setzt auch
die Möglichkeit zur aktiven Beteili-
gung aller voraus. Basis hierfür ist

die individuelle Wahrnehmung, Ak-
zeptanz und Wertschätzung jedes
Einzelnen.

Auf dem Weg der Inklusion wird ver-
sucht, alle Formen der Ausgrenzung
zu reduzieren. Diese können sowohl
in materiellen Hindernissen wie in
strukturellen Rahmenbedingungen
oder mentalen Vorbehalten beste-
hen. Ausgrenzungsmechanismen
müssen erkannt, analysiert und
durchschaut werden – nicht immer
sind sie auf den ersten Blick erkenn-
bar. Auch ihre Wirkung können sie
mal unmittelbar, mal indirekt entfal-
ten. Ausgrenzungen können institu-
tionell bedingt sein oder individuell
angewendet werden, sie können auf
Aussondern zielen oder unabsicht-
lich passieren.

Inklusives Aufwachsen 

jenseits der Schule

Fragen wir uns, was Inklusion jen-
seits der Schule, zum Beispiel in der
Kinder- und Jugendarbeit bedeutet.
Die Kinder- und Jugendarbeit ver-
fügt über andere, mit dem System
Schule nicht zu vergleichende Auf-
gaben und Traditionen, gerade was
die institutionalisierten Integrations-
potenziale von Vielfalt und Hetero-
genität ihrer Klientel anbelangt. 

"Bildung ist ein umfassender Pro-
zess der Entwicklung einer Persön-
lichkeit in der Auseinandersetzung
mit sich und ihrer Umwelt. Das Sub-
jekt bildet sich in einem aktiven Ko-
Konstruktions- bzw. Ko-Produktions-
prozess, eignet sich die Welt an und
ist dabei auf bildende Gelegenhei-
ten, Anregungen und Begegnungen
angewiesen, um kulturelle, instru-
mentelle, soziale und personale
Kompetenzen entwickeln und entfal-
ten zu können. Um diesen umfas-
senden Prozess beschreiben zu
können, muss Bildung in einem wei-
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ten Sinne gebraucht werden." (12.
Kinder- und Jugendbericht, S.31)2.

Im Sinne eines solchen allgemeinen
und breiten Bildungsverständnisses
nimmt sich die Offene Kinder- und
Jugendarbeit gut aus, ist sie doch
der Ort, 

• an dem programmatisch die ju-
gendliche Persönlichkeit in gewis
ser Weise immer schon ganzheit-
lich vorausgesetzt wird und nicht –
wie in der Schule – die dosierte 
Verabreichung parzellierter Bil-
dungssegmente dominiert, deren 
persönlichkeitsbildendes Potenzial
sich in der Zukunft erst erweisen 
muss und damit auch stets in 
Frage steht;

• an dem konzeptionell auf Ko-Kon-
struktions- und Ko-Produktions-
prozesse der Weltaneignung 
gesetzt wird. Mit der Einbahnstra-
ßenpädagogik des Frontalunter-
richts nach dem Muster des Trich-
termodells hat Offene Kinder- und 
Jugendarbeit selten etwas am Hut

• an dem – zumindest von der Idee 
her – Differenzerfahrungen ermög-
licht werden. Die Offene Kinder- 
und Jugendarbeit ist prädestiniert 
dafür, soziale, kulturelle und per-
sonale Begegnungen strukturell 
anzulegen, zu ermöglichen und zu 
leben, während die Schule im Ge-
gensatz dazu erfolgreiche Lernpro-
zesse allzu oft nur unter der Bedin-
gung hergestellter Homogenität 
erzielen kann.

Die Offene Kinder- und Jugendarbeit
schneidet vor diesem Hintergrund
umso besser ab, je stärker es ihr ge-
lingt, sich programmatisch an die
ganze Person des Jugendlichen zu
wenden, je weniger sie konzeptio-
nell selbstbestimmte (Prinzip der
Freiwilligkeit) und wechselseitige
Bildungsprozesse erschwert und je
besser es ihr gelingt, die vorhan-

dene gesellschaftliche kulturelle He-
terogenität abzubilden und Schlie-
ßungsprozesse zu vermeiden.

Umgekehrt darf die Offene Kinder-
und Jugendarbeit den Charakter der
Offenheit in ihrer Angebotsstruktur
nicht verlieren, sie muss das Ver-
trauen in Selbstbildungsprozesse
und das Kennzeichen der Subjektori-
entierung pflegen und sie kann drit-
tens in Zukunft nur dort ihre gesell-
schaftliche Aufgabe erfüllen, wo sie
weiterhin bedarfsgerecht angeboten
wird und das Spektrum ihrer Ziel-
gruppe tatsächlich auch erreicht.

Angesetzt werden müsste an der
Zielsetzung, eine Angebotsstruktur
weiterzuentwickeln, die sich konse-
quent an alle Kinder und Jugendli-
chen wendet. Die Offene Kinder- und
Jugendarbeit kann und muss somit
die Vorreiterrolle auf dem Weg zur
Herstellung inklusiver Lernwelten
und Teilhabe auf dem Weg zu einer
Gesellschaft der Vielfalt spielen. 

Besondere Aufmerksamkeit ist da-
bei der Tatsache zuzuwenden, dass
die Offene Kinder- und Jugendarbeit
die bestehenden sozialen Ungleich-
heitsstrukturen nicht einfach abbil-
det und reproduziert, sondern ihnen
gezielt entgegentritt. Dies bedeutet
konkret, dass die soziale Herkunft
und sozioökonomische Belastungs-
situation in Familien nicht zum sy-
stematischen Ausschluss von
bestehenden Angebotsstrukturen
führen dürfen. Inklusive Angebots-
strukturen schließen auch Kinder
und Jugendliche aus prekären sozia-
len Lebensverhältnissen ein.

2 Vgl. http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Ab-
teilung5/Pdf-Anlagen/zwoelfter-kjb,property=pdf.pdf
Vgl. auch die Inklusionsperspektive, wie sie sich
im 13. Kinder- und Jugendbericht niederschlägt:
http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Broschue-
renstelle/Pdf-Anlagen/13-kinder-jugendbericht,
property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true
.pdf
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Die Vielfalt eines adressatenbezoge-
nen Angebots, das wesentlich durch
die Momente der Subjektorientie-
rung, Selbstbestimmung und Selbst-
organisation geprägt ist, hat not-
wendigerweise Uneinheitlichkeit
und Vielfältigkeit zur Folge. Dieses,
von Seiten formalisierter Bildungs-
instanzen oft mit Misstrauen beob-
achtete Strukturmerkmal Offener
Kinder- und Jugendarbeit, ist nicht
als Ausdruck konzeptioneller Schwä-
che zu werten, sondern bildet die
Voraussetzung zur Einlösung ihres
gesetzlichen Auftrags. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit und viel Freude und Ausdauer
auf dem Weg zu inklusiven Verhält-
nissen!
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Ergebnisse 

Die Diskussion im Workshop 2 kon-
zentrierte sich, entgegen der ur-
sprünglichen Planung, stark auf die
Frage nach den Möglichkeiten und
Grenzen einer inklusiven Schulent-
wicklung. Die Workshopleitung kam
diesem offensichtlichen Bedürfnis
einer großen Mehrheit des Publi-
kums nach. Dabei wurden sehr kon-
troverse Standpunkte ausgetauscht.
Auf eine Ergebnissicherung der Dis-
kussion im Einzelnen wurde verzich-
tet, um die sowieso sehr knapp
bemessene Zeit in vollem Umfang
nutzen zu können.

Stattdessen wurde den Teilnehmer/-
innen des Workshops angeboten,
Ihre spezifischen Fragen, Bedürf-
nisse und Interessen schriftlich zu
dokumentieren. Die abgegebenen
ausgefüllten Bögen dienen der zu-
künftigen regionalen Vernetzung der
interessierten Teilnehmer/-innen un-
tereinander. Die Workshopleitung
wird diese Vernetzung gemeinsam
mit Carmen Dorrance (Workshop 6)
organisieren.

Workshopleitung: Clemens Dannen-
beck, Dipl. Soz., Professur für Sozio-
logie und sozialwissenschaftliche
Arbeitsmethoden in der Sozialen Ar-
beit, Hochschule Landshut.

Arbeitsschwerpunkte in Forschung

und Lehre:

Differenz(en) in der Sozialen Arbeit,
Inklsion- und Bildungsforschung,
Cultural Studies, Disability Studies,
Biografieforschung
Was ich zum Thema Inklusion 

anbieten kann:

Wissenschaftliche Moderation von
Schulen, Kindertagesstätten und
Einrichtungen der Offenen Kinder-
und Jugendarbeit bei Prozessen in-
klusiver Qualitätsentwicklung

Erwartungen an den Workshop:

Kommunale Orientierung am Inklu-
sionsgedanken
Vernetzung in München zum Thema
Integration/Inklusion
Initiierung von Inklusionsprozessen
in unterschiedlichen Bereichen (Kin-
dertagesstätten, Schulen, Kinder-
und Jugendarbeit, Gemeinwesen)

Kontakt:

dannenbeck@web.de
clemens.dannenbeck@fh-landshut.de
http://www.inklusion-aktiv.com
Es folgt das Spektrum der artikulier-
ten Fragen/Interessen der Teilneh-
mer/-innen an der Inklusionsthematik

Fragen der Teilnehmer/-innen 

(anonymisiert):

"Bin Mutter eines Kindes mit Down-
Syndrom. Wir bemühen uns um
eine Außenklasse. Bin interessiert
an weiteren Optionen für die Zu-
kunft. Bin in Kontakt mit vielen El-
tern und bringe immer den
Inklusionsgedanken ein".

"Versuche im Rahmen des Mobilen
Sonderpädagogischen Dienstes den
Förderschwerpunkt körperliche und
motorische Entwicklung in Schulen
zu betreuen"

"Gibt es bei der Inklusion auch
Grenzen? (Kinder, die keine großen
Klassen ertragen?) Kann ich erst be-
ginnen, wenn die Rahmenbedin-
gungen stimmen? Heißt Inklusion,
ich darf nicht mehr auswählen, wel-
che Kinder aufgenommen werden?
Muss ich alle Kinder aufnehmen,
die im Stadtteil leben? (Keine Be-
grenzung der Kinder pro Gruppe
mit Förderbedarf?)"

"Erfahrungen mit Inklusion in der
Regelschule, im Rahmen eines Mo-
dellprojekts Heilpädagog/-innen im
Klassenzimmer: Inklusion praktisch
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- wie muss die Gesellschaft sich ver-
ändern, damit Inklusion überhaupt
stattfinden kann?"

"Wie komme ich von einer Sonder-
einrichtung (HPT) zu einer inklusi-
ven Einrichtung?"

"Wie werden wir allen Kindern ge-
recht, auch den Kindern mit Förder-
bedarf, die nicht offiziell "behindert"
sind?"

"Wie sieht es mit Integration bzw.
Inklusion in der Arbeitswelt, z.B. für
Menschen mit geistiger Behinde-
rung aus?"

"Prozessbegleitung in Kitas zur in-
klusiven Haltung, am Beispiel der
Arbeit mit dem Index"

"Gibt es eine Schnittmenge zwi-
schen Integration und Inklusion und
wo liegen die Grenzen? Habe Erfah-
rungen mit der Unterrichtung blin-
der, sehbehinderter und
körperbehinderter Jugendlicher in
Regelklassen"

Selbsterfahrung und

Sensibilisierung

Netzwerk Inklusion

Dieser Workshop hatte das Ziel, den
TeilnehmerInnen eine möglichst rea-
listische Selbsterfahrung von alltäg-
lichen Begebenheiten mit einer Behin-
derung zu bieten. Dazu wurde jeder /
jedem TeilnehmerIn noch im Gewerk-
schaftshaus ein Handicap zugewie-
sen. Das Handicap war entweder
eine Sehbehinderung bzw. Erblin-
dung, oder eine Abhängigkeit von
einem Rollstuhl, der für die Zeit des
Workshops nach Möglichkeit nicht
verlassen werden sollte. 

Zusätzlich bekamen zwei der Teil-
nehmenden Gewichte an die Hand-
gelenke, die eine  Muskelerkrankung
simulierten. Der Workshop selbst
fand im alten Jugendinformations-
zentrum in der Paul-Heyse-Straße 22
statt. Der Weg dorthin wurde von
den Teilnehmenden in zweier Grup-
pen zurückgelegt, wobei immer
ein/e TeilnehmerIn mit Sehbehinde-
rung eine / einen anderen Teilneh-
merIn im Rollstuhl geschoben hat.
Im Jugendinformationszentrum

Weg
Selbsterfahrung
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konnte sich die Gruppe dann bei
Kaffee und Kuchen über ihre Ein-
drücke und Erfahrungen austau-
schen. Für den Rückweg wechselten
die meisten ihr Handicap. 

Fast alle Teilnehmenden stellten fest,
dass sie durch ihr Handicap einen
wesentlich erhöhten Zeitbedarf bei
alltäglichen Verrichtungen hatten.
Auch das Gefühl der Unsicherheit
und Abhängigkeit wurde von vielen
als intensiv und unangenehm be-
schrieben. Daraus lässt sich ablei-
ten, dass der Workshop im wesent-
lichen sein Ziel erreicht hat.

Vorschläge zur Verbesserung

Wie bereits angedeutet, war die Zeit
extrem knapp bemessen. Deshalb
haben sich alle, die diesen Work-
shop durchgeführt haben, mehr Zeit
und eine geringere Teilnehmerzahl
gewünscht. Was unbedingt erforder-
lich gewesen wäre, war die Rampe.
Leider war nicht bekannt, dass diese
im Gewerkschaftshaus bereit stand.
Da diese aber nur im Jugendinfor-
mationszentrum benötigt worden
wäre, hätte sie dort sein sollen. 

Fazit

Für die Teilnehmenden war dieser
Workshop gelungen. Diejenigen, 
die an der Durchführung beteiligt
waren, stellten ein paar Defizite fest.

Kindertagesbetreuung

Wie werden wir eine

Integrationeinrich-

tung? 

Inklusive Haltung – 

äußere Rahmenbedin-

gungen

Gabriele Theobald und 
Irmgard Schlögl-Loder, Schulreferat,
Fachabteilung 5

Integration bei der Stadt München
bedeutet die gemeinsame Erziehung
behinderter und von Behinderung
bedrohter Kinder nach § 53 SGB XII
oder § 35a SGB VIII mit Kindern
ohne Behinderung in städtischen
Kindertageseinrichtungen.
• Integrationsgruppe (Gruppenan

passung auf max. 15 Kindern, 
davon 3-5 mit Behinderung)

• Zusätzlich ein/e Vollzeit- Heilpäd-
agoge/in oder Sozialpädagoge/in

• Bei Einzelintegration (Gruppenan-
passung um 2 Plätze je Integra-
tionskind)

Grundlagen des 

Integrationskonzeptes

• Heterogenität statt Homogenität 
zulassen

• Kein Mensch wird ausgeschlossen
und ausgegrenzt

• Die Individualität jedes Einzelnen 
in der Gemeinschaft wird geachtet

• Jeder in der Gemeinschaft be-
kommt die Möglichkeit und Unter-
stützung, die er braucht, um alle 
seine Fähigkeiten entfalten zu kön-
nen und ein erfülltes, weitgehend 
selbstbestimmtes Leben führen zu
können
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• Jeder kann am Leben in dieser 
Gemeinschaft sinnvoll teilhaben 
und es mitgestalten

• Menschen sind nicht behindert, 
sondern sie werden behindert

Grundsätzliche Prinzipien

• Integration wohnortnah und 
lebensweltorientiert

• Offenheit für alle Behinderungs-
arten

• Freiwilligkeit aller Beteiligten
• Ressourcenorientierung
• Alltagsnahe Therapie durch Einbe-

ziehung in den Gruppenalltag
• Enge mulitprofessionelle Koopera-

tion aller Beteiligten
• Kompetenztransfer
• Alle Angebote der I-Einrichtung 

sind so gestaltet, dass alle Kinder, 
ihrem Entwicklungsstand entspre-
chend, daran teilnehmen können

• Ziel: Weitgehend selbstbestimm-
tes und aktives Leben der Kinder 
in der Gesellschaft

Prinzipien der Abklärung und Koor-

dination zur Umwandlung

• Bedarf an Integrationsplätzen in 
der Einrichtung, durch bereits in 
der Kita oder im Einzugsgebiet 
befindliche Kinder mit Gutachten

• Regelmäßige Bedarfserhebung 
durch Abfrage der Wartelisten für 
Integrationsplätze an den bereits 
bestehenden I-Einrichtungen

• Einbeziehung der statistisch zu 
erwartenden Kinder

• Elternwunsch aller Eltern berück-
sichtigen z.B. Infoelternabend, 
Klärung etc. 

• Wunsch der Leitung und des 
Teams berücksichtigen

• Klärung, bzw. Berücksichtigung 
der Motivation und Qualifikation 
der päd. Mitarbeiter

• Überprüfung der räumlichen 
Bedingungen

• Erreichbarkeit durch öffentliche 
Verkehrsmittel

• Berücksichtigung der Anmeldun-
gen für Regelplätze des laufenden 
Kindergartenjahres

• Rücksprache mit PKC, zwecks 
Planung und Entwicklung

• Absprache mit Freien Trägern; 
Abklärung mit deren Aufsicht

• Abstimmung mit der Leitung der 
Fachabteilung, den entsprechen
den SGL, den zuständigen BZL 
unter Einbeziehung des mobilen 
BFD-I

Die Einrichtung wird durchgängig
von der Koordination für den Be-
reich Prävention, Frühförderung 
und Integration auf der administra-
tiv-strukturellen sowie vom „Bera-
tungsfachdienst Integration“ auf
pädagogisch-struktureller Ebene 
begleitet und intensiv geschult.

Begleitung bei der Weiterentwick-

lung von der Regel- 

zur Integrationseinrichtung

Grundlage ist der Stadtratsbe-
schluss von 1999. Der BFD-I beglei-
tet und unterstützt die Einrichtung 
in pädagogischen Fragen, in der
Auseinandersetzung mit dem Thema
Integration und dem Umgang mit
dem „Anders-sein“. 
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Inhaltliche Schwerpunkte sind:

• Die Auseinandersetzung mit dem 
persönlichen Wertesystem

• Grundhaltungen und Werte für die
pädagogische Arbeit mit den Kin-
dern, für die Zusammenarbeit im 
Team und mit den Eltern

• Integrationspädagogische Grund
prinzipien und ihre praktische 
Umsetzung, wie z.B.

• Lernzieldifferenzierung
• Entwicklungs- und Lebenswelt-

orientierung
• Integrierte Förderung und 

Therapie
• Kompetenztransfer im Team...

Die Begleitung orientiert sich am in-
dividuellen Bedarf der jeweiligen
Einrichtung und findet in Form von
Klausurtagen, Hospitationen und
Teamsitzungen statt.

Von der Integration

zur Inklusion in den

städtischen Kinder-

krippen 

Elfriede Maria Daschner, Fachbe-
reichsleitung der städtischen Kinder-
krippen – Christine Steiner,
Steuerung der Kinderkrippen freier
und sonstiger Träger – Edeltraud
Prokop (Leiterin einer Regeleinrich-
tung mit Einzelintegration)
Manuela Teschendorf (Heilpädago-
gin in einer integrativen Kinder-
krippe)

„Unterschiedlichkeit ist eine

Chance und eine Bereicherung 

für alle“! 

Das ist die Haltung und Überzeu-
gung, aus der heraus die städti-
schen Kinderkrippen Inklusion als

Handlungsansatz in der Pädagogi-
schen Rahmenkonzeption für Kin-
derkrippen der Landeshauptstadt
München verankert haben.
Auf der Grundlage dieser Überzeu-
gung integrieren die städtischen
Kinderkrippen bereits seit Anfang
der 1990er Jahre „Kinder mit beson-

deren Bedürfnissen“ in ihre Einrich-
tungen. 

Darunter werden aber nicht nur Kin-
der mit Behinderung verstanden.
Vielmehr wird davon ausgegangen,
dass alle Kinder „besondere Bedürf-
nisse“ haben und für alle Bedürf-
nisse adäquate und individuelle

pädagogische Antworten gefunden
werden müssen.

Ziel des pädagogischen Personals 
in den Einrichtungen ist es, Kindern

mit und ohne Behinderung

• ein Umfeld zu bieten, das selbst-
ständige Entwicklungsprozesse
zulässt

• ihnen den Raum und die Zeit zu 
geben, die sie brauchen um sich 
entfalten zu können

• ihnen eine individuelle Förderung 
zu ermöglichen

• ihnen zu ermöglichen „spielend 
zu lernen“

• ihre Lernprozesse, ihre Wahrneh
mung, Bewegung, Interaktion, 
Kommunikation und Sprache zu 
fördern

• intensiv mit den Eltern in einer 
Bildungs und Erziehungspartner-
schaft zusammenzuarbeiten 

• sie zu unterstützen und zu beglei-
ten, sich gegenseitig mit ihren 
Stärken und Schwächen anzuneh-
men

• durch die enge Vernetzung und 
Kooperation mit anderen Fach-
diensten und Frühförderstellen 
auf den individuellen Bedarf 
reagieren zu können.
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So werden Kinder mit Behinderung
in den städtischen Kinderkrippen in

Form von Einzelintegration (Regel-
einrichtung mit einem Kind mit 
Behinderung unter Einbeziehung
der externen Frühförderung) aufge-
nommen. Oder sie haben die Mög-
lichkeit in eine der derzeit vier
städtischen integrativen Kinderkrip-

pen (drei Kinder mit Behinderung
und eine fest angestellte Heilpäd-
agogin/Sozialpädagogin) aufgenom-
men zu werden.

Neben dem hohen Anspruch an
pädagogisches Fachwissen, ist zu-
dem jede einzelne Mitarbeiterin 
gefordert, ihr persönliches Wertesy-
stem zu reflektieren, um jede Form
von Ausgrenzung zu vermeiden.

In unserem Workshop und in der be-
gleitenden Ausstellung haben wir
anhand praktischer Beispiele aus ei-
ner Kinderkrippe mit Einzelintegra-
tion und einer integrativen Kinder-
krippe dargestellt, WIE sich dieser
Anspruch inklusiven Arbeitens in die
Praxis umsetzen lässt und WELCHE
Rahmenbedingungen nötig sind,
um dem Anspruch inklusiven Arbei-
tens gerecht zu werden. 

Aus der anschließenden Diskussion
– leider war die Zeit viel zu kurz –
haben wir folgende Ergebnisse mit-
genommen:
• Inklusion beginnt in den Köpfen 

von uns allen
• Der Gesetzgeber darf nicht nur 

Ansprüche formulieren sondern 
muss auch für Rahmenbedingun-
gen sorgen, die deren Umsetzung 
ermöglichen

• Inklusion ist nicht zum „Nulltarif“ 
zu haben
Die praktische Umsetzung inklusi-

ven Arbeitens muss durch einen 
adäquaten Personalschlüssel, 
Verfügungszeiten, Fortbildungs- 
und Beratungsangebote möglich 
gemacht und gestützt werden - 
die  Träger sind gefragt 

• Pädagogische Konzepte müssen 
grundsätzlich aus der Perspektive 
inklusiven Arbeitens entwickelt 
werden

• Das „Passierscheinsystem“ für 
Kinder und Eltern bei der Beantra-
gung von Zuschüssen etc. wider-
spricht dem inklusiven Anspruch 
und fördert die Ausgrenzung und 
Stigmatisierung. Verwaltungs-
strukturen müssen stützen und 
nicht behindern!
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Ich bin anders, 

Du bist anders

Was brauchen Eltern für eine gelun-

gene Integration ihres Kindes in den

Kindergarten ihrer Wahl?

Claudia Mayer, Einrichtungsleitung
der Kindervilla Theresia 
Erika Sturm, Mutter eines behinder-
ten Kindes 
Inge Kreipe, Leiterin der Abteilung
Kindertageseinrichtungen beim KJR
München- Stadt

Ausschreibungstext:

Das Bay KiBiG sieht vor, dass Kinder
mit Behinderung und solche, die von
einer Behinderung bedroht sind,
nach Möglichkeit gemeinsam mit
Kindern ohne Behinderung betreut
und gefördert werden sollen. Dar-
über hinaus ist gesetzlich festgelegt,
dass das pädagogische Personal die
besonderen Bedürfnisse der Kinder
mit Handicap in der pädagogischen
Arbeit zu berücksichtigen hat. 

Betroffene Eltern erleben häufig, dass
Anspruch und Wirklichkeit weit aus-
einander liegen. Die Pädagogen und
Pädagoginnen in den Regeleinrich-
tungen finden Rahmenbedingungen
vor, die das Umsetzen der Vorgaben
erschweren bzw. unmöglich ma-
chen. Eltern, Pädagogen und Päd-
agoginnen setzen sich in dem
Workshop gemeinsam damit aus-
einander, wie die Integration eines
behinderten Kindes gelingen kann.
Es werden die Faktoren zusammen-
getragen, die den Integrationspro-
zess fördern und ermöglichen.

An dem Workshop nahmen vor al-
lem betroffene Eltern aus München
und Oberbayern und päd. Fachper-
sonal mit Integrationserfahrung teil.
Die Workshopteilnehmer und –teil-

nehmerinnen begaben sich gemein-
sam ins Traumland Inklusion. Durch
eine Kartenabfrage wurde ermittelt,
welche Bedingungen Familien in je-
der Einrichtung vorfinden.

Folgende Bedingungen wurden 

genannt:

Die individuelle Förderung eines je-
den Kindes ist gesichert.
Ein auf die Bedürfnisse jedes Kindes
zugeschnittene Förderprogramm
wird realisiert. Das Handicap wird
berücksichtigt und spezifische Thera-
pien finden Anwendung. Es wird fle-
xibel auf die Bedürfnisse der Kinder
eingegangen.

Jedes Kind wird wertgeschätzt.
Die Mitarbeiter und Mitarbeiterin-
nen haben eine wertschätzende
Grundhaltung. Die Unterschiedlich-
keit der Kinder wird als Chance be-
griffen. Die Atmosphäre in der
Einrichtung ist durch einen ange-
nehmen und wertschätzenden Um-
gang geprägt.
Ein uneingeschränktes Ja zu den
Kindern.

Allen Kindern wird mit Empathie,
Unvoreingenommenheit, Akzeptanz
und Neugierde begegnet. Jedes
Kind ist willkommen und fühlt sich
angenommen. Es herrscht „Barriere-
freiheit in den Köpfen“.
Ausreichendes, qualifiziertes Perso-
nal ist vorhanden.

Das Personal ist gut geschult, enga-
giert, qualifiziert und ausreichend.
Spezifische Kenntnisse und eine
breite Vielfalt an notwendigen Pro-
fessionen ist vorhanden. Das Perso-
nal ist gut bezahlt und glücklich.
Die notwendigen Rahmenbedingun-
gen sind vorhanden.

Die Umgebung ist kinderfreundlich
und flexibel gestaltet. Die Kinder
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werden in kleinen Gruppen betreut.
Die baulichen, organisatorischen,
strukturellen und finanziellen Bedin-
gungen ermöglichen ein inklusives
Arbeiten.

Realisierte Erziehungspartnerschaft
zwischen Eltern, Mitarbeitern und
Mitarbeiterinnen.
Personal und Eltern bejahen die Er-
ziehungspartnerschaft und arbeiten
zusammen. Die pädagogische Arbeit
ist transparent. Die Kooperation ist
durch Akzeptanz, Geduld, Einfüh-
lungsvermögen, Zeit und Empathie
gekennzeichnet.

Einfache, transparente Wege
Die Bürokratie ist reduziert.
Zukunftsperspektive
Behinderte Kinder können weiter-
führende Schulen nutzen.
Das ganze Leben und alle Lebensbe-
reiche sind inklusiv gestaltet.

In der anschließenden Diskussion

wurden folgende Forderungen ent-

wickelt:

Ausreichend finanzielle Mittel
Abholzung des § Dschungels
Kein Zuständigkeitswirrwarr
Inklusion ist kein Sparmodell
Einbeziehung des Inklusionsgedan-
kens in die Ausbildung der Fach-
kräfte
Mehrsprachige Beratungszentren
mit aufsuchender Arbeit
Jede Einrichtung ist so ausgestaltet,
dass behinderte Kinder aufgenom-
men werden können.
Nutzung von Synergieeffekten
Bedürfnis- und Bedarfsorientierung
der Entscheidungsträger
Einschlägiges Fachpersonal vor Ort
Zeitnahe Befunde und kurze Wege
Wahlrecht der Betreuungseinrich-
tung für Eltern und Kinder.
Das Kind steht im Mittelpunkt.

Workshops zu Schule

Inklusives 

Schulleben 2020 - 

Mit Phantasie den

Blick in die Zukunft

gerichtet!

BIB e.V.

Nach dem Vortrag zur Integration
am Adolf-Weber-Gymnasium ging
es für die Teilnehmerinnen und  Teil-
nehmer des Fachtags wieder in die
einzelnen Workshops.
Die Struktur der Work-
shopbesucherinnen und
–besucher bei unserem
Workshop war sehr ge-
mischt; von Mitarbeite-
rinnen von
Kindertagesstätten bis
hin zu Verbandsvertrete-
rinnen und –vertretern
und Menschen mit Be-
hinderung.

Um den Kopf für diesen
Workshop frei zu krie-
gen, bei dem Kreativität, Phantasie
und visio- näres Denken gefragt wa-
ren, wurde zum Einstieg der kurze
Kinospot der „Schulchor“ für „Eine
Schule für Alle“ des Mittendrin e.V.
gezeigt, bei dem Kinder mit und
ohne Behinderung gemeinsam Mu-
sik machen.

Ziel des Workshops war es, dass die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer in
Kleingruppen ganz konkret IHR Bild
vom inklusiven Schulleben 2020 un-
ter der Fragestellung „Wie kann ein
inklusives Schulleben 2020 ausse-
hen?“ entwickeln, ohne sich hierbei

Franz GÖPPEL
BIB e.V.
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von bestehende Rahmenbedingun-
gen wie Finanzierung, Machbarkeit
und diverse Verordnungen im Den-
ken einengen zu lassen. In einem
zweiten Schritt sollte erarbeitet wer-
den, was notwendig wäre, um das
konkrete Bild im Jahr 2020 Wirklich-
keit werden zu lassen.

In den einzelnen Kleinstgruppen
wurde angeregt diskutiert. Von der
Frage, ob eine inklusive Schule über-
haupt möglich ist, bis hin zu ganz
konkreten Vorschlägen zu einer in-
klusiven Schule, wurden Ideen und
Vorstellungen gesammelt. Und ei-
nes wurde klar. Die Bilder von ei-
nem inklusiven Schulleben sind bei
den meisten noch sehr vage, unklar,
verschwommen und vor allem viel-
fältig.

Der große Garten mit Tieren, ein of-
fenes Konzept in Schulen, in denen
Kinder ihre Lernerfahrungen anhand
ihrer Interessen selbst machen kön-
nen, prägten das Bild von einer in-
klusiven Schule genauso wie die
optimale Förderung jedes einzelnen
Kindes anhand seiner individuellen
Fähig- und Fertigkeiten. 

Als konkrete Vorschläge wurden ge-
nannt, dass die Gehörlosenförder-
zentren in Gebärdenschulen umge-

wandelt werden sollten, sowie die
Gebärdensprache an allen Schulen
und Schultypen als Wahl- oder
Pflichtfach angeboten werden sollte,
um der Inklusion einen Schritt näher
zu kommen.

Die Umsetzung des Bildes einer in-
klusiven Schule 2020 kam dann aus
Zeitgründen etwas zu kurz. Es wurde
jedoch festgehalten, dass es für ein
inklusives Schulleben unentbehrlich
ist, dass es kleine Klassen geben
muss, in denen die Förderung der
einzelnen Schülerinnen und Schüler,
individuell angepasst an deren Fä-
higkeiten, umgesetzt werden kann. 
Gleichzeitig wurde darauf hingewie-
sen, dass von Seiten der Kostenträ-
ger ein größeres Maß an Flexibilität
erbracht werden muss, um eine in-
dividuelle Förderung im inklusiven
Rahmen zu gewährleisten, genauso
wie es genug gut ausgebildete, hoch
motivierte und gut bezahlte Lehre-
rinnen und Lehrer, Sozial- und Son-
derpädagoginnen und –pädagogen
sowie Erzieherinnen und Erzieher
und sonstiges Personal geben
muss, um die Kinder bestmöglich zu
beschulen und zu fördern. 

Diese Aufzählung fortzuführen, zu
erweitern und Menschen in der brei-
ten Öffentlichkeit für die Idee einer
inklusiven Schule zu begeistern und
zu gewinnen, muss Aufgabe der
kommenden Zeit sein.

Franz Göppel, BiB e.V.
Herr Utz im 

Gespräch mit 
Milena Charrada,

Maxi Frank, 
Clara Klug, 

Schülerinnen des
Adolf-Weber-Gym-

nasiums
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Modellprojekt 

Inklusion an einer

städtischen Schule 

in München

Alexander Lungmus, Schul- und 
Kultusreferat der Landeshauptstadt
München

Der Begriff "Inklusion" scheint etwas
hoch angesiedelt, wenn schon die
Integration von Schülerinnen und
Schülern mit Behinderung an einer
Regelschule noch lange nicht gelun-
gen ist. Trotzdem wird diese Bezeich-
nung verwendet, weil sie ein Ziel
beschreibt, das musterhaft mit ei-
nem solchen Projekt erreicht wer-
den soll: Nicht die behinderten Kin-
der sollen für die Schule passend
gemacht, sondern die Schule an de-
ren Bedürfnisse angepasst werden. 

Neben baulichen Veränderungen
(die im Zuge von Sanierungsarbei-
ten sowieso sukzessive an allen
Schulen stattfinden werden) ist da-
für v.a. die Personalausstattung ent-
scheidend. Diesbezüglicher Mangel
ist einer der Hauptgründe dafür,
dass trotz der im bundesweiten Ver-
gleich fortschrittlichen Gesetzeslage
in Bayern (Vorrang der Regelbeschu-
lung) Schülerinnen und Schülern
mit Behinderung auf vielerlei Hür-
den stoßen, wenn sie eine Regel-
schule besuchen sollen.

An einzelnen weiterführenden Schu-
len in München werden jedoch be-
reits seit vielen Jahren Schülerinnen
und Schüler mit Behinderung be-
sonders gefördert. Ein wünschens-
wertes und konkretes lokales Ziel
der aktuellen Inklusionsdebatte
wäre, dass eine städtische Real-
schule ein spezielles Profil als För-

dereinrichtung von
Schülerinnen und Schü-
lern mit Behinderung
gewinnen könnte. Zu
diesem Zweck wurden
Vorüberlegungen ange-
stellt, welche Ausstat-
tung eine solche Schule
benötigt, um dieses Pro-
fil darstellen zu können.

In einer ersten Phase
werden Informationen
über vergleichbare An-
gebote und Modellprojekte sowie
laufende Einzelintegrationsmaßnah-
men gesammelt. Beispielhaft, aber
leider in der öffentlichen Diskussion
wenig präsent, sind die Schulange-
bote folgender Schulen:

• Städt. Adolf-Weber-Gymnasium 
(Schwerpunkt: Integration von 
Sehbehinderten)

• Dante-Gymnasium (Schwerpunkt: 
Integration von Rollstuhlfahrern/ 
innen)

• Gisela-Gymnasium (Schwerpunkt: 
Integration von Hörbehinderten)

• Kleines priv. Lehrinstitut Derksen 
(Integration verschiedener Behin-
derungsarten bis hin zu Schwerst-
behinderten)

Diese Schulen (aber nicht nur diese)
verwirklichen bereits heute Inklusion
– zumindest im Bereich ihrer
Schwerpunkte.

Essentiell für die Planung des Mo-
dellprojekts ist die Klärung der recht-
lichen Lage, der nötigen und der re-
finanzierbaren Ressourcen sowie
der pädagogischen und organisato-
rischen Notwendigkeiten. 

Es herrscht ein gigantisches Kompe-
tenzgestrüpp, innerhalb dessen sich
die Betroffenen bzw. ihre Eltern be-
wegen müssen. Verschiedene Zu-
ständigkeiten unterschiedlicher

Alexander 
Lungmus
Schul- und Kultus-
referat der Landes-
haupstadt München



46

Behörden und kommunaler Ebenen,
die sich ständig gegenseitig die –
v.a. finanzielle – Verantwortung zu-
schieben, zermürben die Eltern von
Schülerinnen und Schülern mit Be-
hinderungen. 

Nach der Auswahl der Schule, die
sinnvollerweise unter der Bedin-
gung räumliche Eignung und Bereit-
schaft des Kollegiums geschehen
sollte, ist es nötig, das Angebot an
betroffene Eltern zu kommunizieren
(z.B. über Presse, Schulmitteilungen,
Behindertenverbände).

Die benötigten Ressourcen beste-
hen aus folgenden Komponenten:
a) barrierefreies / behindertenge-

rechtes Schulhaus mit Räumen 
für Pflegemaßnahmen

b) funktionierender Fahrdienst
c) medizinisch-therapeutisches 

Personal
d) Sozialpädagogen/innen (Fachrich-

tung Rehabilitation) und/oder 
Heilpädagogen/innen

e) sonderpädagogisches Know-How
f) zusätzliches Lehrpersonal 

(ca. 5 Lehrerwochenstunden pro 
Schüler/in mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf)

g) Mehrfachanrechnung auf Klas-
sengröße

Inklusion ist nicht billig! Damit ein
solches Modellprojekt gelingen
kann, müssen die entsprechenden
personellen und finanziellen Res-
sourcen zusätzlich zum gegenwärti-
gen Budget der entsprechenden
Schule langfristig zur Verfügung ge-
stellt werden. Schließlich muss si-
chergestellt sein, dass die Schülerin-
nen und Schüler, die dann gezielt
auf die Modellschule gehen, diese
auch bis zum Ende ihrer Schullauf-
bahn zu gleichen Bedingungen be-
suchen können. 

Eine städtische Schule ist deshalb
ideal, weil hier der Münchner Stadt-
rat alleine über alle Ressourcen be-
stimmen und das Schulprofil stärker
beeinflussen kann, als das bei einer
staatlichen Schule der Fall wäre.
Entsprechende Anträge sind im
Stadtrat gestellt. Jetzt muss dieser
nur noch die Finanzmittel bewilligen
– kein leichtes Unterfangen bei der
gegenwärtigen Finanzknappheit.
Aber wenn das Thema Inklusion
wirklich ernsthaft in Angriff genom-
men werden soll, dann kostet dies
Geld- Geld, das gut investiert ist!

Ansprechpartner:
Alexander Lungmus
Schul- und Kultusreferat der Lan-
deshauptstadt München
Mail: alexander.lungmus@muen-
chen.de

Die inklusive Schule. 

Begründung - 

Konzept - 

Bildungspolitik

Prof. Dr. Hans Wocken

Architektur eines inklusiven 

Bildungswesens

Eine bildungspolitische Skizze 

(gekürzte Fassung)

1. Gebot der UN-Konvention

Die Behindertenrechtskonvention
enthält einen prägnanten Katalog
von Anforderungen, die mit dem
Status einer menschenrechtlichen
Verpflichtung ausgestattet wurden. 

Sie fordert nicht besondere Rechte
für Menschen mit Behinderungen,
sondern schlicht und einfach die
gleichen Rechte für Menschen mit
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Behinderungen. Zentrale Leitziele
sind das bedingungslose Verbot jeg-
licher Formen von Diskriminierung,
das unbedingte Recht auf Selbstbe-
stimmung und das uneingeschränkte
Recht auf gleiche Teilhabe.

2. Merkmale eines inklusiven 

Bildungssystems

Die BRK äußert sich nicht zu Schul-
struktur-Fragen. Weder Gymnasien
noch Sonderschulen sind ausdrück-
lich verboten. Aus der Konvention
kann aber auch nicht hergeleitet
werden, dass es auf jeden Fall Son-
derschulen geben muss. Schüler mit
Behinderungen dürfen die gleiche
Schule besuchen wie das Nachbars-
kind. Mit diesem Recht auf den Be-
such der gleichen Schule, die auch
die anderen Kinder besuchen, korre-
spondiert ein Verbot der Sonder-
schulpflicht. 

Eine zwangsweise Einweisung in
Sonderschulen kann und darf es
künftig nicht mehr geben. Was ist
nun aber unter einem inklusiven 
Bildungssystem zu verstehen?

Nach dem menschenrechtsbasierten
Ansatz der Vereinten Nationen ist
Bildung ein allgemeines Gut, das für
alle Kinder frei verfügbar, wirtschaft-
lich und physisch zugänglich und in
Bezug auf Form, Inhalt und Qualität
akzeptierbar sein muss. Die Schule
muss sich an den Lebenslagen der
Kinder orientieren und den unter-
schiedlichen Bedürfnissen der Kin-
der Rechnung tragen.

3. Das inklusive Regelsystem

Zur Inklusion aller Kinder mit Behin-
derungen bedarf es zweierlei Sy-
steme. Das erste System ist für die
Inklusion von behinderten Kindern
mit den Förderschwerpunkten Ler-
nen, Sprache und emotionale und

soziale Entwicklung zu-
ständig. Geschätzte zehn
Prozent aller Kinder zei-
gen im Laufe der Grund-
schulzeit erhebliche Be-
einträchtigungen des Ler-
nens, der Sprache und
des Verhaltens. Analog
der Ausstattung in För-
derschulen erhalten rech-
nerisch vier Schulklassen
bzw. 100 Kinder einen zu-
sätzlichen Personaletat im Umfang
einer vollen Sonderpädagogenstelle
als „sonderpädagogische Grundaus-
stattung“. 

Diese Ressource wird nicht mehr
personenbezogen, sondern schulbe-
zogen gewährt. Das inklusive Regel-
system kennt keine Aufnahmever-
fahren, keine Förderausschüsse und
keine diagnostischen Prozeduren,
mit deren Hilfe Kinder als "behin-
dert" gekennzeichnet werden. Die in-
klusiven Regelklassen nehmen nach
dem Wohnortprinzip sehr wohl Kin-
der mit Lern-, Sprach- und Verhal-
tensstörungen auf,  verzichten aber
auf die traditionellen Behinderungs-
kategorien. 

Die Maßnahme "Sonderpädagogi-
sche Grundausstattung" läuft also
auf eine Abschaffung der Behinde-
rungsbegriffe Lernbehinderung, 
Verhaltensstörung, Sprachbehinde-
rung hinaus, nicht jedoch auf eine
Abschaffung der sonderpädagogi-
schen Hilfen für eben diese Kinder. 
Inklusive Schulen erhalten ein ge-
wisses Maß an pädagogischer und
finanzieller Autonomie und können
für den zusätzlichen Etat nach eige-
nem Gutdünken unterschiedliche
Professionen einkaufen.

Weil die Einzugsbereiche von Schu-
len nicht selten extrem unterschied-
lich sind, sollten Schulen mit bekann-
termaßen prekären Problemlagen

Prof. Dr. 
Hans Wocken
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über die sonderpädagogische
Grundausstattung hinaus eine er-
höhte Ressourcenzuweisung erhal-
ten, die nach sozialen Indizes zu
ermitteln ist.

4. Das inklusive 

Unterstützungssystem

Bei den seltenen Behinderungsar-
ten, also den Förderschwerpunkten
Sehen, Hören, geistige Entwicklung,
körperliche und motorische Entwick-
lung sollte wie bisher üblich der son-
derpädagogische Förderbedarf for-
mell festgestellt und darauf aufbau-
end eine personenbezogene Zuwei-
sung zusätzlicher und fachlich ange-
messener Pädagogenstunden vorge-
nommen werden. 

Die Seltenheit der Kinder mit spe-
ziellen Behinderungen ist der ein-
zige und maßgebliche Grund, wa-
rum ihre schulische Inklusion in ei-
ner anderen Organisationsform er-
folgen muss. Hier wird also sowohl
am Behinderungsbegriff wie auch
an einer kindbezogenen Feststel-
lungsdiagnostik und Ressourcenad-
ministration festgehalten.

In der zweiten Organisationsform,
das hier inklusives Unterstützungs-
system genannt wird, hat jeder Son-
derpädagoge genauso viele Kinder
wie in der entsprechenden Förder-
schule. Aber in einem inklusiven Un-
terstützungssystem findet der Son-
derpädagoge „seine“ Kinder nicht in
einer einzigen Klasse vor, sondern
die Kinder mit speziellen Behinde-
rungen sind auf verschiedene Klas-
sen und Schulen verteilt. 

Der Sonderpädagoge ist in dem
zweiten System kein Klassenlehrer
mehr, sondern ein „Wanderlehrer“,
der von Klasse zu Klasse, von
Schule zu Schule geht und dort
„seine“ Kinder aufsucht.

Die Pädagogen eines ambulanten
sonderpädagogischen Dienstes sind
nicht „obdachlos“, sondern ganz se-
riös in einem multiprofessionellen 
Zentrum ansässig, das sie für Team-
konferenzen, für eine Fachbiblio-
thek, für behinderungsspezifische
Medien oder für öffentliche Sprech-
stunden nutzen können. Aber in
dem neuen inklusiven Professions-
zentrum gibt keine Klassen und
keine Kinder mehr. Förderzentren
sind „Schulen ohne Schüler“!  

Die direkte sonderpädagogische Ar-
beit „mit dem Kind“ und „am Kind“
bleibt auch in der inklusiven Päd-
agogik weiterhin wichtig und uner-
setzlich. Aber Beratung, Koopera-
tion, Vernetzung, eben systemische
Arbeit ist nicht minder wichtig. Zur
Sicherung der Nachhaltigkeit verla-
gert sich das Ziel ambulanter son-
derpädagogischer Tätigkeit mehr
oder minder weg von der unmittel-
baren Arbeit mit den Kindern hin 
auf das Umfeld der Kinder. 

Nicht die behinderten Kinder müs-
sen für das System fit gemacht wer-
den, sondern umgekehrt das System
für das behinderte Kind. Die Eltern,
die Klasse und die zuständigen Leh-
rer müssen lernen, mit den anwe-
senden behinderten Kindern umzu-
gehen. Diese Systemberatung und 
–förderung ist die zentrale Aufgabe
eines ambulanten sonderpädagogi-
schen Kompetenzzentrums.  

5. Entwicklung eines inklusiven 

Bildungssystems

5.1 Struktur des Bildungssystems

Die Tabelle enthält zunächst eine
kompakte Zusammenfassung der
wesentlichen Merkmale Parameter
der beiden Organisationsformen 
eines inklusiven Bildungssystems. 
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Die kursiven Zahlen geben die virtu-
elle Anzahl der Kinder wieder.

Tab. 1: Strukturelle Subsysteme 
eines inklusiven Bildungssystems

Die vorgestellte Struktur eines inklu-
siven Bildungssystems will nicht als
ein Modell verstanden werden, das
1:1 umgesetzt werden muss. Die
zweigliedrige Organisationsstruktur
ist vielmehr ein Grundmuster, das je
nach regionalen und lokalen Aus-
gangslagen (Trägerschaft, Sozial-
raum usw.) und nach speziellen
Zielsetzungen und Erfordernissen
variabel angepasst werden muss.

Der Aufbau eines inklusiven Bil-
dungssystems wird in den Anfängen
mit mancherlei Problemen zu tun
haben. Die Integration von gehörlo-
sen Kindern, Kindern mit gravieren-
den Mehrfachbehinderungen und
Kindern mit einer psychiatrischen
Symptomatik, mit einem hohem Ag-
gressions- und Unruhepotential sind
zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch
nicht oder nur schwer zu bewälti-
gen.

5.2 Prozess der Inklusionsreform

Abschließend sollen für den inklusi-
ven Reformprozess einige strategi-
sche Richtziele und Empfehlungen
benannt werden:

• In den Förderschwerpunkten Ler-
nen, Sprache und Verhalten sollte 
eine inklusive Unterrichtung die 
verpflichtende Regel sein. Die För-
derschulen dieser Förderschwer-
punkte sind aufzulösen. Ab einem 
vereinbarten Reformstart werden 
in diesen Förderschulen keine 
neuen Klassen mehr eingerichtet 
und alle Ressourcen an die inklu-
sive Schule transferiert. 

• In den Förderschwerpunkten Se-
hen, Hören, körperliche und moto-
rische sowie geistige Entwicklung 
sollten auf absehbare Zeit weiter-
hin entsprechende Förderschulen 
als Wahlmöglichkeit für die Eltern 
vorgehalten werden. Die Option 

Regelsystem Unterstützungssystem

Klientel Lernbehinderungen Hörbehinderungen
Sprachbehinderungen Sehbehinderungen
Verhaltensprobleme Körperbehinderungen

Geistige Behinderungen

Klasse mit Förderbedarf   3      (6) mit speziellem Förderbedarf 1 (3)
ohne Förderbedarf 19 (19) mit Förderbedarf 3 (6)

ohne Förderbedarf 16 (16)

Summe 22 (25) Summe 20 (25)

Personal 1 Stunde pro Klasse und Tag Je Kind ~ 2-3 Stunden pro Woche 
(1 Sonderpädagoge zusätzlich (1 Sonderpädagoge für 
für 4 Klassen) 10 Kinder)
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der Eltern von Kindern mit speziel-
len Behinderungen, sich schon 
jetzt für eine inklusive Schule zu 
entscheiden, bleibt selbstredend 
davon unberührt.

• Die wichtigste innovationsbeglei -
tende Maßnahme ist eine inten-
sive berufsbegleitende Fortbil-
dung des pädagogischen Perso-
nals. Das Gelingen und die Quali-
tät der Inklusionsreform hängen 
zuallererst vom engagierten Mit-
tun und von der unterrichtlichen 
Kompetenz der beteiligten Lehre-
rinnen und Lehrer ab. Die Teil-
nahme an Fortbildungsmaßnah-
men sollte verpflichtend gemacht 
werden; sie kann im ersten Jahr 
mit einer Stunde Unterrichtsnach-
lass vergütet werden. Es wäre 
hilfreich, wenn auf Landesebene 
von einem Kompetenzteam, das 
in Theorie und Praxis einer inklusi-
ven Unterrichtung Experte ist, 
Fortbildungsmodule und –Mate-
rialien erarbeitet würden, die 
dann kommunalen oder regiona-
len Fortbildungseinrichtungen als 
Handreichungen zur Verfügung 
gestellt werden.

• Eine inklusive Schule ist schwer-
lich realisierbar ohne den stützen-
den Kontext einer inklusiven Ge-
sellschaft. Eine von breiten 
Schichten ungewollte, ungeliebte 
und nicht mitgetragene Reform 
ginge mit Sand im Getriebe an 
den Start und müsste ohne das 
stabilisierende und stützende Netz
eines gesamtgesellschaftlichen In-
klusionswillens auskommen. 
Inklusive Bildung braucht die An-
teilnahme der Zivilgesellschaft. 
Bildungspolitik und –verwaltung 
sollten deshalb auf allen Ebenen 
Öffentlichkeitsarbeit und 
„Bewusstseinsbildung“ (BRK § 8) 
betreiben und sich werbend für 
die Inklusionsreform einsetzen. 

Die Träger der Schulen, der Sozial- 
und Jugendhilfe und die allgemei-
nen Schulen müssen über den an
stehenden Reformprozess infor-
miert werden. Ganz konkret ist die
Einführung einer Informations-
pflicht unerlässlich: Alle Schulen 
sind zu verpflichten, bei festge-
stellten besonderen Förderbedar-
fen die Eltern verbindlich auf die 
Möglichkeit einer inklusiven Un-
terrichtung hinzuweisen.

Der Aufbau eines inklusiven Bil-
dungssystems ist eine große Her-
ausforderung für alle. Es ist eine
Bildungsreform von historischem
Ausmaß, sowohl hinsichtlich des
quantitativen Umfangs wie auch 
bezüglich der qualitativen Ausge-
staltung. Eltern, Lehrer, Schulen,
Universitäten, Parteien und Ver-
bände, Bildungspolitik und Bil-
dungsverwaltung sind zu einem
gesellschaftlichen Schulterschluss
aufgefordert, der zur Bewältigung
dieser Jahrhundertaufgabe unab-
dingbar ist. 

Als mittelfristiges Ziel könnte eine
Agenda 2020 vereinbart werden, 
die eine Integrationsquote von 80
Prozent anstrebt. Damit würde die
Bundesrepublik Deutschland An-
schluss an jene Länder finden, die 
in Europa und in der ganzen Welt in
der Verwirklichung eines inklusiven
Bildungssystems führend sind. Die
Kinder mit Behinderungen warten
darauf; sie haben ein Recht auf glei-
che und gemeinsame Bildung.
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Workshops zu Kooperationen

Zusammenarbeit von

Regelschule und 

integrativer Kinder-

tageseinrichtung

Gabriele Theobald und 
Kristina Mayer, Schulreferat, 
Fachabteilung 5

Themen in diesem Workshop

• Übergänge (Transitionen)
Bestehende Schulangebote für 

• Kinder mit Behinderungen in 
Regelschulen(Grundschulen)

• Erfahrungsbericht von Müttern 
mit Kindern mit Behinderungen 
im schulischen Kontext.

Transitionen

Transitionen (Übergänge) sind zeit-
lich begrenzte Lebensabschnitte, in
denen markante Veränderungen ge-
schehen und Phasen beschleunigten
Lernens eintreten. Es sind kritische
Lebensereignisse, deren Bewälti-
gung die persönliche Entwicklung
voranbringen, aber auch erschwe-
ren können. Übergänge finden in
der Familie, bei der eigenen Person
und im Verlauf der Bildungs- und
Berufsbiografie (z.B. Übergang Kita-
GS) statt. (BEP)

Woran sind gelungene Übergänge

zu erkennen

• Länger anhaltende Probleme blei-
ben aus 

• Kinder bringen ihr Wohlbefinden 
zum Ausdruck 

• Sie haben sozialen Anschluss 
gefunden

• Kinder nutzen aktiv die Bildungs-
anregungen der neuen Umge-
bung

Paradigmenwechsel

• Nicht: Was muss ein Kind können, 
um in einer Bildungseinrichtung 
aufgenommen zu werden?

• Sondern: Was muss eine Bildungs-
einrichtung an pädagogischer 
Flexibilität bieten, damit jedes 
Kind hier seinen Platz finden 
kann?

Zusammenarbeit beim Übergang

Kindertageseinrichtung – 

Grundschule

• Übergangsbewältigung ist ein 
Prozess, der von allen Beteiligten 
(Kinder, Eltern, Kindertagesein-
richtung und Grundschule) 
gemeinsam zu gestalten ist

• Partnerschaftlicher Dialog der 
Pädagogen/-innen und der Erzie-
hungsberechtigten dient der konti-
nuierlichen Entwicklung des 
Kindes

• Eltern gemeinsam beraten
• Gemeinsam „Schnuppertage“ 

anbieten
• Gemeinsame Informationsveran-

staltungen/Einschulungseltern-
abende anbieten

Aufgaben der beiden Hauptakteure

• Kindertageseinrichtung: Kinder 
langfristig durch angemessene, 
zielgerichtete Bildung und Erzie-
hung auf den Übergang vorzube-
reiten

• Grundschule: Lehrplan und Unter-
richtsangebote so differenziert 
ausgestalten, dass 

• jedem Kind die bestmögliche 
Förderung nach seinem Entwick-
lungsstand zuteil werden kann
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Informationsaustausch

(unter ständiger Berücksichtigung
des Datenschutzes)

• Eltern und pädagogische Kräfte in 
den Kindertageseinrichtungen 
kennen das Kind zum Zeitpunkt 
des Übergangs am Besten

• Dieses Wissen soll beim Einschu-
lungsverfahren ressourcenorien-
tiert berücksichtigt werden

• Übergabebogen wird mit den 
Eltern ausgefüllt

• Individuelle Fördermaßnahmen 
werden nahtlos weitergeführt

Zwei Schulmöglichkeiten für Kinder

mit Behinderungen sind in Bayern 

die Kooperationsklasse und die 

Außenklasse. 

Die Kooperationsklasse wird von
unseren Integrationseltern bevor-
zugt gewählt, weil ihre Kinder hier
mit Kindern aus ihrer Kindergarten-
gruppe, in die wohnortnahe Schule
gehen können und so die Möglich-
keit haben, „Normalität“ zu erfah-
ren. Kooperationsklassen sind ein

wichtiger Schritt auf dem Weg zu 
einem inklusiven Bildungssystem 
in Bayern. In München gibt es insge-
samt 61 Kooperationsklassen an 
28 Schulen.

Anhand eines Videobeispieles: 
„Kooperationsklassen“ (Koopera-
tion von Hr. Prof. Heimlich von der
LMU München und Hr. E. Weigl vom
Ministerialrat im Bayrischen Staats-
ministerium für Unterricht und Kul-
tus) konnten eindrückliche Einblicke
in eine Kooperationsklasse vermit-
telt werden. 

Erfahrungsbericht

Zwei betroffene Mütter behinderter
Kinder berichteten über ihre Erfah-
rungen beim Übergang vom inte-

grativen Kindergarten in die Regel-
grundschule. Mit vielen Gesprächen
und Terminen im Schulamt ist es ih-
nen endlich gelungen, eine Außen-
klasse zu erkämpfen. Sie erläuter-
ten, wie anstrengend dieser Weg
war und wie mühselig sie sich jeden
Schritt erarbeiten mussten. 

Kooperations- Eine Gruppe Zusätzliche Es wird nach  Eltern können 
klasse von Förderschülern/- Förderung der demLehrplan Kooperation

innen wird an einer Förderschüler/- der Regelschule beantragen  
Grundschule innen durch unterrichtet, Bay EUG Art 30 
unterrichtet. MSD (max. 2 welche auch die  Satz 3-5 (wenn 

Std:/Woche) Zeugnisse personell, 
ausstellt organisatorisch

sachlich ermöglicht 
werden kann) 

Außenklasse Klassen einer Beide Schulen Schulrechtlich Eltern können eine 
Förderschule stellen bekommen die Außenklasse 
werden an eine Lehrerstunden Schüler/-innen das beantragen 
Regelschule zur Verfügung Zeugnis von ihrer Bay EUG Art 30 
ausgelagert Der Unterricht entsprechenden Satz 3-5
(oder findet zum Teil Förder- / bzw. (wenn es personell
umgekehrt) bis ganz Regelschule organisatorisch

gemeinsam sachlich ermöglicht 
statt. werden kann)
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Zuletzt fand eine rege Diskussion
mit den Teilnehmern/-innen des
Workshops statt.

Folgende Wünsche und Forderun-

gen wurden von den Teilnehmer/-

innen in der Diskussion erarbeitet:

• Die Integration darf nicht nach 
dem Kindergarten enden. Eine 
Weiterführung in die Grundschule 
ist dringend notwendig.

• Eltern wollen gut über die Schul
möglichkeiten ihres Kindes infor-
miert werden.

• Es muss eine klare Regelung für 
eine gemeinsame Beschulung 
geben, ohne dass Eltern darum 
kämpfen müssen.

• Die Bereitstellung von personellen
und materiellen Ressourcen ist 
geregelt. Das heißt: Wohnortnah 
gibt es kleinere Klassen mit 
einem/-r Regel- und Sonderschul-
lehrer/-in. Das Kind erhält das 
Material, dass es für eine Teil
nahme benötigt.

• „Eine Schule für alle!“

Für die einen noch

spannend – 

für die anderen 

noch machbar

Träger der offenen Kinder- und 

Jugendarbeit realisieren gemein-

same Schulklassenprogramme für

Förder- und Regelschulen

1. Voraussetzungen

1.1. Kooperationspartner finden

Nicole Endrich, Brigitte Wurbs 
Echo e.V., Kreisjugendring 
München-Stadt

Wichtig ist, dass Vertreter aller Insti-
tutionen im Sozialraum geeignete
Kooperationspartner finden. Hier ist
vor allem von den Pädagogen und
Pädagoginnen der offenen Kinder-
und Jugendarbeit ein offensives
und flexibles Zugehen auf die För-
derzentren und Regelschulen not-
wendig. Meist sind die Strukturen
und Aktionsmöglichkeiten in der of-
fenen Kinder- und Jugendarbeit fle-
xibler und offener bezüglich Arbeits-
zeiten und Programmangeboten, so
dass schneller Projektmöglichkeiten
angeboten und realisiert werden
können.
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1.2. Strukturen schaffen 

• „Pragmatische“ Barrierefreiheit
eine vollkommene Barriefreiheit 
ist oft nicht schnell zu erreichen, 
so dass ein pragmatischer Um-
gang mit baulichen Barrieren und 
Phantasie und Anpacken der Be-
teiligten Möglichkeiten eröffnen, 
die sonst durch Forderungen nach
vollkommener Barrierefreiheit von
vornherein ausgeschlossen sind.

• Assistenzen müssen, wenn nötig 
bereit gestellt werden, um Kin-
dern und Jugendlichen mit einem 
Handicap die Teilnahme an Projek-
ten möglichst gleichberechtigt zu 
ermöglichen. Auch hier ist Kreati-
vität und Flexibilität gefragt. Oft 
gibt es Praktikanten oder ältere 
Jugendliche, die, entsprechend 
geschult, assistieren können.

1.3. Überwindung der Barrieren 

in den Köpfen

Das Motto: „Es ist normal verschie-
den zu sein“ sollten alle Beteiligten
an gemeinsamen Projekten verin-
nerlicht haben. Nicht jeder, ob mit
einem Handicap, oder ohne muss
jeden Projektteil gleich durchlaufen.
Wie sonst auch wird gerade bei Pro-
jekten mit Teilnehmern mit einem
Handicap auf die persönlichen Vor-
lieben und Fähigkeiten eingegan-
gen. Der Gefahr des „fremd schämen“
bei Betreuern und Lehrkräften muss
hier jedoch offen begegnet werden,
um vorschnelles Urteilen („das kön-
nen unsere Kinder nicht“) zu verhin-
dern.

2. Formen der Projektarbeit

2.1. Sensibilisierungsaktionen mit

ExpertInnen 

• z.B. Stadtteilcheck
Schulklassen erforschen die Bar-
rierefreiheit ihres Stadtteils, ihrer 
Schule unter der Anleitung von 

ExpertInnen mit einem Handicap
• z.B. Dunkelbrunch 

Sehende und Nichtsehende 
verwirklichen nicht sehend ein 
gemeinsames Essen

• z.B. Rolliparcours

2.2.Gemeinsam Projekte 

verwirklichen

Das Thema des Projekts steht im
Mittelpunkt, nicht das Thema 
Inklusion 
Als Projektthemen bieten sich an:
• Literatur
• Medien
• Kunst
• Theater
• Zirkus
• Spiel

Als Orte sind möglich:
• In den Räumlichkeiten der offenen

Kinder- und Jugendarbeit
• An spannenden Orten in der 

Umgebung
• Im Rahmen bestehender Projekte

In der Schule

2.3. Ein Beispiel:

Zirkusinsel Schwerelos auf 

dem Kinderkultursommer 2009 

Zielgruppe sind Schulklassen und
Gruppen aus Kindertagesstätten
und Kinder- und  Jugendhilfeeinrich-
tungen, die sich aus dem breiten An-
gebot einen Projekttag „Kultur“
zusammenstellen können. 

Am Schulklassenprogramm auf der
Zirkusinsel Schwerelos nahmen teil: 
Sehbehinderten und Blindenzen-
trum Unterschleißheim, HPT Augu-
stinum , Bayerische Landesschule
für Körperbehinderte und jeweils
eine Grundschulklasse . die Teilneh-
mer erlebten bunt gemischt einen
spannenden Vormittag, an dem sie
eine gemeinsame Zirkusshow ein-
übten und dann stolz präsentierten.
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3. Fazit & Herausforderungen 

für die Zukunft 

In der Diskussion stellte sich heraus,
dass Kooperationen zwischen Regel-
schulen und Förderzentren aufgrund
der verschiedenen Strukturen oft
schwierig sind. Die Möglichkeit, die-
sen Schwierigkeiten durch Einbezie-
hung eines Kooperationspartners
„offene Kinder- und Jugendarbeit“
zu begegnen und die Strukturen und
Projektangebote dieser Institutionen
zu nutzen, ist zu wenig bekannt. 

Hier müssen die Einrichtungen der
offenen Kinder- und Jugendarbeit
durch aktives Zugehen auf die Schu-
len ansetzen. Wichtig ist hier ein
pragmatisches Vorgehen und der 
Erfolg der kleinen Schritte in der
Praxis, wobei das große politische
Ziel einer inklusiven Gesellschaft, 
in der vieles selbstverständlich ist,
was uns jetzt noch utopisch vor-
kommt, natürlich nicht aus den 
Augen gelassen werden darf.

Carmen Dorrance, Grundschul-
lehrerin, Lehrbeauftragte Hoch-
schule Landshut

Barrierefrei vom 

Kindergarten in 

die Schule

Empirische Ergebnisse 

einer Befragung von Münchener 

Eltern zur Kontinuität von 

Integration und Inklusion

Was kommt nach 

der vorschulischen Integration?

Einleitung

Zu vorliegender Thematik bin ich
über meine Mehrfachrolle und da-
mit verbundene Erfahrungen ge-
kommen, zunächst als betroffene
Mutter, dann als Grundschullehrerin
und in meiner zeitweisen Funktion
als ehrenamtliche Vorschullehrerin
in einer von mir mitgegründeten
ganzheitlich orientierten Kinderta-
gesstätte. 

Nachdem die Frage der Barrierefrei-
heit und gesellschaftlichen Teilhabe
von Menschen mit Behinderung für
meinen Sohn und mich zu einem le-
bensbegleitenden Thema geworden
ist, hat mich auch mein wissenschaft-
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liches Interesse veranlasst, eine Un-
tersuchung in Münchener Integrati-
onskindergärten über die Erfah-
rungen durchzuführen, die betrof-
fene Eltern im Zuge der Einschulung
machen. Dazu habe ich in meiner
Dissertation folgende Frage unter-
sucht: Barrierefrei vom Kindergarten
in die Schule - was kommt nach ei-
ner vorschulischen Integration? 

Dieser Frage möchte ich heute aus
der Sicht der seit einem Jahr in Kraft
getretenen und seither für Deutsch-
land rechtsgültigen UN-Konvention
über die Rechte von Menschen mit
Behinderung3 nachgehen. Die Län-
der der Bundesrepublik Deutschland
sind nunmehr aufgerufen, u.a. ihre
Schulgesetze zeitnah entsprechend
anzupassen. 

Welche Konsequenzen ergeben sich
daraus? Seit der Neufassung des
Bayerischen Erziehungs- und Unter-
richtsgesetzes (BayEUG) im Jahr 2003
wurde in Bayern immerhin das Auf-
nahmekriterium zum Besuch einer
Regelschule von der erfolgreichen
Teilnahme in eine überwiegend ak-
tive Teilnahme (Art. 41 Abs. 1 Satz 2
BayEU)4 geändert und damit von
der Forderung nach Lernzielgleich-
heit Abstand genommen.

Situationsanalyse

Die Ausgangslage: Fiktion homoge-
ner Lerngruppen

Ein Bild von der Sortierung der Kin-
der in Schubladen mit den Aufschrif-
ten Grundschule, Förderschule für
Lernbehinderte, für Geistigbehin-
derte, für Verhaltensauffällige, für
Körperbehinderte usw. spiegelt un-
ser vielfach gegliedertes Schulsy-
stem wider. Im Bildungssystem wird
mit Beginn der Schulpflicht immer
wieder versucht, homogene Lern-
gruppen herzustellen - beispiels-

weise, indem zunächst nicht alle
schulpflichtigen Kinder in die Regel-
schule aufgenommen werden: Man-
che Kinder werden vom Schulbe-
such um ein Jahr zurückgestellt, an-
dere auf eine Beschulung in der För-
derschule verwiesen. Kindern, die
zunächst regulär in die Grundschule
aufgenommen werden, droht im
Laufe der Zeit die Aussortierung in
eine Förderschule, 3,6% aller Schü-
ler/-innen eines Jahrgangs bleiben
in Bayern jährlich "sitzen" und müs-
sen eine Klassenstufe wiederholen5. 

Bis zum Ende der vierten Jahrgangs-
stufe müssen sich die verbliebenen
Kinder zwangsläufig weiteren Sor-
tierverfahren unterziehen, indem sie
entweder einem Gymnasium, einer
Real-, Haupt- oder Förderschule zu-
gewiesen werden. Jedem Kind droht
weiterhin durch Abschulung in eine
weniger angesehene Schulart mit ei-
nem niedrigeren Bildungsabschluss
oder durch "Sitzenbleiben" aus der
jeweiligen Klassengemeinschaft ent-
fernt zu werden. 

3Gesetz zu dem Übereinkommen der Vereinten 
Nationen vom 13. Dezember 2006 über die Rechte
von Menschen mit Behinderungen, bzw. Deut-
scher Bundestag (2008)
4Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- und 
Unterrichtswesen (BayEUG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl S. 414,
ber. S. 632, BayRS 2230-1-1-UK), Novellierung
vom 12.03.2003 [Drucksache 14/11906], zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 22. Juli 2008 (GVBl 
S. 467)
vgl. die unterschiedlichen Regelungen in Art. 41
Abs. 8 Satz 1 und Satz 2 BayEUG
5Klemm, Klaus / Stiftung Bertelsmann (2009): 
"Sitzenbleiben" kostet knapp eine Milliarde Euro.
Studie zur Klassenwiederholungen zeigt: "Teuer
und unwirksam"
http://www.bertelsmannstiftung.de/cps/rde/xchg/
SID-12B2F45D-
D01D1E18/bst/hs.xsl/nachrichten_97560.htm, am
10.05.2010

Integration beinhaltet in Bayern ein
differenziertes und differenzierendes
Integrationssystem, das entweder in
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Form von Einzelintegrationsmaß-
nahmen häufig mit Hilfe des Mobi-
len Sonderpädagogischen Dienstes
(MSD) praktiziert wird oder in Form
von Kooperations- oder Außenklas-
sen, in denen Kinder mit Behinde-
rung in ihren Förderklassen mehr
oder weniger eng zusammen 
(jedoch nur in Ausnahmefällen ge-
meinsam!) mit Regelklassenkin-
dern beschult werden. 

Die Frage nach der Qualität der Inte-
grationsmaßnahme hängt ab von
deren konkreten Umsetzung im Un-
terrichtsalltag. Findet wirkliche Inte-
gration im Alltag statt oder nur
begrenzt in kontrollierten Situatio-
nen? 

Im Gegensatz dazu bedeutet der Be-
griff der Inklusion, dass das Bildungs-
system an die Bedürfnisse der Schü-
ler/-innen angepasst werden muss.
Das dies in unserem gegenwärtigen
Schulsystem nicht die gängige
Sichtweise ist, kann bereits an dem
Begriff der Schulfähigkeit abgelesen
werden, nach dem sich die Kinder
der Schule und ihren normierten 
Erwartungen anzupassen haben. 
Zur Einschulung wird ein Kind dies-
bezüglich überprüft. Kaum jemand
kommt auf die Idee, den Spieß um-
zudrehen und die Schule hinsichtlich
ihrer "Kindfähigkeit" zu überprüfen. 

In Kindertageseinrichtungen wird
zunehmend der Weg beschritten, die
Kinder individuell zu fördern und
die individuellen Lernfortschritte ei-
nes jeden einzelnen Kindes zu wür-
digen, aber zum Eintritt in das Schul-
system brechen diese Integrations-
erfolge in der Regel ab, auch weil es
an einer kontinuierlichen Geltung
der bis dahin gültigen Erziehungs-
und Bildungsziele im Übergang zum
System Schule fehlt.

Untersuchungsergebnisse 

zu potentiellen Barrieren

In Bayern werden 4,3% aller Schüle-
rinnen und Schüler eines Jahrgangs
sonderbeschult. Die geringsten Se-
parationsquote weist mit 3,5% Son-
derbeschulung Schleswig-Holstein
auf, dicht gefolgt von Rheinland-
Pfalz mit 3,8%, Bremen und das
Saarland mit 4,0% im Jahr 2006. 

Bayern befindet sich diesbezüglich
im Mittelfeld, zumal die Neuen Bun-
desländer durchweg schlechter ab-
schneiden: Beispielsweise besuchen
in Mecklenburg-Vorpommern 8,7%,
also fast 10% eines jeden Jahrgangs
Sonderschulen, dicht gefolgt mit
ähnlichen Quoten von Sachsen-An-
halt (8,5%) und Thüringen (8,0%). 

Die Höhe der Separationsquote und
damit die Zahl der Kinder, die son-
derbeschult werden, liegt natürlich
nicht an den Eigenschaften der Kin-
der, sondern ist abhängig von den
Gelegenheitsstrukturen, abhängig
von der Zahl der zur Verfügung ste-
henden Plätze und abhängig von
Definitionen: Wer legt "Behinderung/
sonderpädagogischen Förderbedarf"
fest? 

Wer in Mecklenburg-Vorpommern 
in die Sonderschule kommt, würde
möglicherweise in Schleswig-Hol-
stein in eine Regelschule gehen.
Eine Behinderung ist so gesehen
aus pädagogischer Sicht eine rela-
tive Festlegung. Wo liegen die Bar-
rieren, die Eltern erfahren, wenn sie
ihr Kind vom Integrationskindergar-
tenplatz in der Regelschule anmel-
den wollen?

Zunächst wurden Eltern befragt, de-
ren Kinder einen Integrationskinder-
gartenplatz in einem städtischen
Kindergarten belegten und im kom-
menden Schuljahr eingeschult wer-
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den sollten. Es wurden 18 Eltern be-
fragt, auf die das für ganz München
zutraf.

Datenquelle: Sekretariat der Ständigen Konferenz
der Kultusminister der Länder in der  Bundesrepu-
blik Deutschland (Hrsg.) 2008

Wie schätzen die Eltern die Qualität
der Integration ein? 10 Eltern schät-
zen ihr Kind als gut integriert ein, 
6 Eltern halten ihr Kind im Integrati-
onskindergarten für überwiegend
gut integriert und 2 fühlen es eher
schlecht integriert. Wie schätzen die
Eltern die Integrationsmöglichkeiten
ihrer Kinder in eine Regelschule ein?
Mehr als die Hälfte (15) der Eltern
halten ihr Kind als für die Regel-
schule geeignet, sehen die Entwick-
lungsfortschritte positiv und ihr Kind
ressourcenorientiert. 

Nach erfolgter Einschulung ließen
sich 10 Eltern ein zweites Mal aus-
führlich über die Erfahrungen im
Zuge der Einschulung interviewen.
Die Eltern haben demnach nicht die
Wahrnehmung, dass ihre Kinder be-
hindert sind. Sie erwarten von ei-
nem Integrationsplatz die Möglich-
keit einer individuellen Förderung,
die nicht zwangsläufig mit einer
dauerhaften Behinderung in Zusam-
menhang gebracht wird. Alle Eltern
haben eine ressourcenorientierte
Sicht auf ihr Kind und sehen in er-
ster Linie dessen Entwicklungsmög-
lichkeiten und -potentiale. Im Falle
einer anstehenden oder unvermeid-
bar erscheinenden Sonderbeschu-
lung sehen sie diese nur als kurz-
fristige Maßnahme.

Eltern beklagen falsche Informatio-
nen, Fehlinformationen, Desinfor-
mationen - beispielsweise über die
existierenden Möglichkeiten zum 
Erhalt von Eingliederungshilfen in
Form von Schulbegleitung, Zivis, 
Integrationshelfer etc. Sie äußern,

dass viel vom Zufall und Glück ab-
hängt, welche Informationen man
bekommt. Beklagt wird, dass es
keine unabhängige institutionali-
sierte Beratung gibt. Eltern entwik-
keln im Falle einer Sonderbeschu-
lung auch Schuldgefühle, in dem sie
sich vorwerfen, vielleicht nicht alles
probiert zu haben, nicht die richtigen
Entscheidungen getroffen oder sich
nicht durchgesetzt zu haben. 

Fazit

Erfolgreiche Integration hängt bis-
lang von den Ressourcen der Eltern
ab, von deren Kompetenzen und ei-
ner glücklichen Konstellation - dass
alle Beteiligten, einschließlich Schul-
verwaltungen, Schulen und profes-
sioneller Dienste an einem Strang
ziehen. Oft empfinden Eltern aber
Hilflosigkeit und Ohnmacht ange-
sichts einer erzwungenen Hinnahme
von Empfehlungen auf unsicherer
Informationsgrundlage, die zu Ent-
scheidungen führt, deren Tragweite
die Eltern nicht einschätzen können.

Zu derartigen Erfahrungen darf es
nicht mehr kommen, sobald die seit
über einem Jahr rechtskräftige UN-
Behindertenrechtskonvention umge-
setzt ist. Als Maßstab für deren
qualitative Umsetzung werden in
Zukunft die elterlichen Erfahrungen
im Zuge des Schuleintritts heranzu-
ziehen sein. 

Im Herbst 2010 erschien die Disser-
tation als Buch.
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(siehe auch die Medien unter:
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Ergebnisse 

Barrierefrei vom Kindergarten
in die Grundschule?

Im Workshop wurden die Forschungs-
ergebnisse der Untersuchung zur
Kontinuität von Integration im Zuge
des Schuleintritts aus der Sicht von
Eltern Münchener Integrationskinder
im Lichte der eigenen professionel-
len Alltagserfahrungen der Teilneh-
mer/-innen diskutiert. Ziel war es,
einen Erfahrungsaustausch zu initi-
ieren sowie Kooperationen und Ver-
netzungen anzuregen.

Den Teilnehmer/-innen des Work-
shops wurde angeboten, Ihre spezi-
fischen Fragen, Bedürfnisse und In-
teressen schriftlich zu dokumentie-
ren. Die abgegebenen ausgefüllten
Bögen dienen der zukünftigen regio-
nalen Vernetzung der interessierten
Teilnehmer/-innen untereinander.
Die Workshopleitung wird diese Ver-
netzung gemeinsam mit Clemens
Dannenbeck (Workshop 2) organisieren.

Was ich zum Thema Inklusion 

anbieten kann:

Wissenschaftliche Moderation bei
der Selbstevaluation nach dem In-
dex für Inklusion von Schulen, Kin-
dertagesstätten und Einrichtungen
der Offenen Kinder- und Jugendar-
beit

Erwartungen an den Workshop:

Weitere Vernetzungen in München
und Umland zum Thema Integra-
tion/Inklusion.
Ich halte Ausschau nach inklusions-
interessierten Lehrer/-innen.
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Zusammengefasstes Ergebnis:

Im Workshop 6 wurde angeregt,
eine regionale googlegroup zwecks
Optimierung von Informationsaus-
tausch und Verstärkung der Ressour-
cen zur regionalen Vernetzung der
Teilnehmer/-innen zur  Inklusions-
thematik einzurichten.

Zusammenfassung zu den 

Angeboten und Wünschen von 

Teilnehmer/innen für die Zukunft:

Was am Thema Inklusion 
interessiert:

"Fortsetzung der Inklusion (Integra-
tion) in der Grundschule - bisher
gab es wenig Bewegung in der
Grundschule zu diesem Thema."

Offenes Arbeiten in der Integra-
tionskindertagesstätte

Was Teilnehmer/-innen zum Thema
Inklusion anbieten können:
"Erfahrungen in der heilpädagogi-
schen Arbeit im Integrationskinder-
garten"

• Austausch unter Integrationsein-
richtungen"

• Informationen zur Inklusion in den
Ländern: Finnland, Spanien, 
Rumänien, Türkei und Wales durch
Comenius-Projekt: we all are 
special - Best practice for Inclu-
sion"

Wünsche an den Workshop:

"Mehr Bewegung und Anstoß im In-
klusionsprozess im Hinblick auf die
Grundschule"

"Anregungen für den Barriereabbau,
besonders den in den Köpfen"

Kontakt:

carmen@dorrance.net
c.dorrance@eine-schule.de
http://www.carmen.dorrance.eu
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Fazit der 

Fachveranstaltung: 

Mit der vorliegenden Dokumenta-
tion wurde versucht, die Fragestel-
lungen und Ergebnisse der Fachver-
anstaltung in einer Weise wiederzu-
geben, die dem Charakter der 
Tagung gerecht wird.

Es wird bewusst darauf verzichtet,
Forderungen der einzelnen Work-
shops zusammenzufassen. Bei die-
sem Fachtag gab es keine abschlie-
ßende  Podiumsdiskussion. Die The-
menvielfalt erlaubte trotz straffen
Zeitplanes keine gemeinsame Ple-
numrunde mehr. 

Selbstverständlich können die ein-
zelnen Forderungen und Ergebnisse
jedoch bei den Workshops nachgele-
sen werden.

Die Veranstaltung zeigte, dass die
Bandbreite eines „inklusiven Auf-
wachsens“ so breit gefächert ist,
dass die artikulierten Forderungen
für die Bereiche Kindertagesstätten,
Schulen und offene Kinder- und 
Jugendarbeit sowohl den Rahmen
einer Abschlussrunde als auch den
einer Dokumentation sprengen wür-
den.

Deshalb wird darauf hingewiesen,
dass der Fachtag sehr deutlich ge-
zeigt hat, dass es noch sehr, sehr
viel zu tun gibt. Vieles hat sich in
letzter Zeit zwar geändert und ent-
wickelt, aber es stagniert auch vie-
les. 

Bildung, Inklusion, Gleichberechti-
gung, Teilhabe werden auch in näch-
ster Zukunft Themen sein, die uns
beschäftigen und die die soziale
Landschaft in München prägen 
werden.

Die vielen Impulse, die der Fachtag
geliefert hat, sind gut geeignet, die
zukünftigen Diskussionen und Aus-
einandersetzungen zum Thema in-
klusives Aufwachsen in München zu
beschleunigen. 

Die Dynamik, die das Thema auslö-
ste, war nicht nur bei den vielen An-
meldungen zur Veranstaltung sicht-
bar, sondern während des gesamten
Tages konnte man die Motivation
der Teilnehmerinnen und Teilnehmer
spüren.

Die lebendige Diskussion zum
Thema Inklusion hat erneut deutlich
gemacht, dass alle Beteiligten und
Interessierten aus Einrichtungen, Po-
litik, Verwaltung, Schulen, Kinderta-
gesstätten usw. bereit sind, hervor-
ragend auf die wechselnden Anfor-
derungen zu reagieren.

Möge die hier erlebte Triebkraft allen
die nötige Neugierde für neue Um-
setzungsideen, das erforderliche
Durchhaltevermögen für gutes Ge-
lingen und die Kraft der Vision ge-
ben!

Christa Schmidt
Geschäftsführung des Behinderten-
beirats der Landeshauptstadt 
München
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